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Dr. Werner Hofmeister MdL: 

Erfüllte Kopf sein Programm? 
Auf dem Landesparteitag der CDU in Niedersachsen am 20. März in Liineburu 

hielt Staatsminister a. D. Dr. Werner Hofmei!?ter, der von allen anerkannte Oppo~ 
sitionsführer der letzten vier Jahre im niedersächsischen Landtag ein weithin be­
achtetes Refernt, in dem er u. a. ausführte: „Zum Schluß der Wahlperiode des am 
6. Mai 1951 gewählten Landtags ist es gerechtfertigt, die Politik der Landesregie­
rung an Hand der Erklärung des Ministerpräsidenten, die er am 13. Juni 1951 vor 
dem Landtag abgegeben hat, kritisch zu betrachten. Hierzu ist in der Tat reich­
licher Anlaß vorhanden. 

Oeffentlichkeit interessiert hätte. Noch im­
mer sind die 1946 gegebenen und 1951 wie­
derholten Versprechungen des Ministerpräsi­
denten unerfüllt. Es kann daher nicht Wun­
der nehmen, daß die Bestrebungen nach 
Selbständigkeit immer neue Nahrung erhal­
ten, noch dazu wenn seitens eines einzelnen 
Ministers offen und ohne Zurückweisung zum 
Ausdruck gebracht werden kann, daß es sich 
bei den in der Verfassung verankerten Vor­
behaitsrechten der früheren Länder um Vor­
sduiften minderen Rechts haudele. 

Die am 13. Juni 1951 gebildete SPD-IlHE­
Koalition wollte nach der Regierungserklä­
rung der Ausdruck eines festen Willens zum 
Schutz der Demokratie und der sozial Schwa. 
dien sein mit dem Ziel der inneren Befrie­
dung und der gerechten Verteilung der 
Kriegsfolgelasten, mit dem Kampf gegen Ar­
beitslosigkeit für Erhöhung der Wirtschafts­
kapazität, für sozialen Ausgleid1, Vollbeschäf­
tigung, Eingliederung der Heimatvertriebe­
nen, Neusiedlung, Bevölkerungsausgleich, 
Sparsamkeit der öffentlichen Hand, Abbau 
der Verwaltung durch entbehrliche Aufgaben­
gebiete, Stärkung der Selbstverwaltung, Ver­
einheitlichung des Schulwesens, weitgehende 
Lern- und Lehrmittelfreihe,it - unter dei· 
Devise: „A r b e i t e n u n d S p a 'r e n". ' · 

Daneben verkündete man, daß die Auswahl 
der öffentlidien Bediensteten ausschließlich 
nadi Leistung und Charakter des Bewerbers 
erfolgen sollte. 

Nach vierjähriger Tätigkeit der maßgeblich 
von der SPD beeinflußten Landesregierung 
ist festzustellen, daß, soweit diese entspre­
chend der Hegierungserklärung allgemeine 
wfrtschafts-, sozial-, arbeitsmarkt- und ver­
triebenenpolitische Prohleme umfaßte, es in 
der Tat gelungen ist, den Lebensstandard der 
Bevölkerung zu heben, die Arbeitslosigkeit 
fast zu beseitigen, die Heimatvertriebenen 
umzusiedeln usw. usw. 

Das Verdienst an diesem Erfolg kommt 
aber nur in ganz kleinem Umfange der Lan-
1lesregierung zu, auch wenn es von dieser 
voll in Anspruch genommen wird. Trotzdem 
diese L a n cl e s regierung von Anfang an 
entscheidenden Wert darauf gelegt hat, ein 
denkbar schlechtes Verhältnis zur B u n -
cl es regierung zu unterhalten, hat das Land 
Niedersachsen ebenfalls an den~ in der ge­
samten Bundesrepublik zu verzeichnenden 
Aufstieg teilgenommen. Die Bevölkerung hat 
dies anläßlich der Bundestagswahl am 6. Sep­
tember 1953 auch erkannt und demgemäß 
gewählt. An anderer Stelle dieser Zeitung 
ist erkenntlich gemacht, in welchem Ausmaß 
der Bund auf allen Gebieten die Mittel zur 
Verfügung gesteilt hat - selbstlos und ohne 
Rücksicht darauf, daß die Landesregierung 
sich sowohl im Bundesrat als auch im Auf­
treten ihrer Mitglieder in der Oeffentlich­
keit sich in dauernden Gegensatz zur Bun­
despolitik gestellt hat. 

Die maßgebliche Beteiligung der SPD an 
der Regierung kam schon dadurch zum Aus­
druck, daß sie die Mehrzahl der sog. klassi­
schen Ministerien besetzte und beherrschte, 
nämlich Finanzen, Inneres, Kultus und Sozi­
ales. Der BHE mußte sid1 mit dem Landwirt­
schafts-, Wirtschafts- und Vertriebenen­
ressorts begniigen. Im übrigen sorgte die von 
Jahr zu Jahr fortschreitende Koalitionsdiszi­
plin dafür, daß eine irgendwie geartete Selb­
ständigkeit des BHE nicht mehr in Erschei­
nung trat. Regelmäßig genügte die Erfüllung 
von Unterbringungsforderungen mit der Op­
position abzubrechen oder solche gar nicht 
erst anzubahnen. 

Soweit in der Regierungserklärung von der 
Verwaltung im allgemeinen und der Selbst­
verwaltung im besonderen gesprochen worden 
ist, kann nur festgestellt werden, daß auf 
diesen Gebieten (glücklicherweise) nur wenig 
g~schehen ist. Es hätte der Landesregierung 
em vordringliches Anliegen sein müssen, das 
Staatsbewuf.ltsein der Bevölkerung zu wek­
k~n und zu fördern, wobei im Vordergrunde 
w1ederu.m hätte stehen müssen, den Ausgleidi 

Hannovers zu den Landesteilen Oldenburg 
und Braunsc~weig zu finden. In dieser Be­
ziehung ist nichts erfolgt, zumindest was die 
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Die CDU 
zur Landtagswahl 

Die niedersächsische Bevölkerung wircl am 24. April zur Wahl 
eines neuen Landtages aufgerufen. Niedersachsen wurde vier Jahre 
lang von einer SPD-BHE-Koalition regiert, die an clen Erfolgen der 
Außenpolitik des Bundeskanzlers und der sozialen Marktwirtschaft 
der Bundesregierung teil hatte, ohne bereit zu sein, diese Politik im 
Bundesrat zu unterstützen. Die niedersächsische Regierung hat vie]­
mehr der Bundespolitik bis in die letzten Tage hinein zum Schaden 
des Landes Schwierigkeiten zu machen versucht, wo immer sie 
konnte. Eine Kette von Skandalen hat zusätzlich das Ansehen der 
niedersächsischen SPD-BHE-Regierung aufs schwerste erschüttert. 

In dieser Stunde tritt die CDU vor die Bevölkerung des Landes 
Niedersachsen mit der Aufforderung, ihr das im Jahr 1953 bei der 
ßundestagswahl bewiesene Vertrauen zu bestätigen. Nur so wird der 
Weg frei für eine bessere Landesregierung. Diese muß eng mit der 
Bundesregierung zusammenarbeiten, um die besonderen Schwierig­
keiten unseres Zonengrenzlandes zu überwinden. Nur dann wird 
Niedersachsen auch die Aufgaben meistern können, die ihm amTa~e 
der deutschen Wiedervereinigung gestellt werden. ~ 

Ziel der Arbeit der CDU in Niedersachsen ist: 
Ein S T A A T , der durch ein sauberes und pflichtbewußtes Be­

amtentum die Achtung und Mitarbeit seiner Mitbürger verdient, 
eine S E L B S T V E R W A L T U N G , die durch einen ge­

sunden Finanzausgleich und bessere Kommunalgesetze in die Lage 
versetzt wird, die Aufgaben selhstverantwortlich zu erfüllen, die 
ihr gestellt sind, 

eine LAND W 1 R T SCHAFT, der die Möglichkeit zur Me­
chanisierung und Rationalisierung durch eine gesunde Marktord­
nung im Interesse der Ernährung unserer Bevölkerung gegeben 
wird, 

eine A R B E 1 T E R S C H A F T , die gemeinsam mit den Un­
ternehmern die Leistungen der sozialen Marktwirtschaft zum Wohle 
aller weiter steige1·t und damit die Arbeitsplätze auf Dauer sichert, 

ein M 1 T T E L S T A N D , der in erfolgreichem Schaffen seine 
Auf gaben als Hort der Freiheit und Unabhängigkeit erfüllen kann, 

eine J U G E N D , die im Geiste christlicher Verantwortung 
heranwächst, 

und eine B E V Ö L K E R U N G , die in vertrauensvoller Zu­
sammenarbeit der E i n h e i m i s c h e n , der V e r t r i e h e n e n 
und der F l ü c h t l i n g e im Frieden die Wohlfahrt des Landes 
mehrt. 

Frieden und Wohlfahrt aber hedürf en in einer Welt des kalten 
Krieges des Schutzes durch ein Bündnis aller freien Völker· Dazu 
muß auch das deutsche Volk seinen angemessenen Beitrag leisten. 

Wer diese Ziele bejaht, gehe der CDU in Niedersachsen 
am 24. April seine Stimme. 

Die Landesregierung hatte Auf ang J 952 
den Versuch unternommen, das Gemeindever­
fassungsred1t· neu zu regeln. Das Ansehen , 
das der vorgelegte Entwurf, der nach Auffa;;. 
sung der CDU nodi nicht einmal schiech t 
war, bei den Koalitionsparteien genoß. war 
so gering, daß diese von sich aus eiuen ,·öllig 
anders gearteten Entwurf einbrachten. Die ­
ser anomale Zustand konnte weder den Mi­
nisterpräsidenten noch den Innenminister 
veranlassen, eine Konsequenz zu ziehen -
auch nicht die, für die Konzeption des kol­
legialen Gemeindevorstandes in der Oeffent­
lichkeit einzutreten. Trotzdem wurde erst An­
fang 1955 die sog. modifizierte Ratsverfas­
sung verabschiedet und auch hierbei unter­
ließ es die Landesregierung, von dem ihr "er­
f assungsmäßig zustehenden Einsprncbrecht 
Gebraud1 zu machen, was sie hätte tun mii•­
scn, wenn es ihr 1952 mit ihrem Entwurf 
Ernst gewesen wäre. Infolge der Schwierig­
keiten, die das Schicksal der Beratungrn der 
Gemeindeordnung begleiteten, kann es nicht 
Wunder nehmen, daß clie Landesregierung 
sich an die Probleme des Kreisverfassung<:· 
redrts überh,rnpt nicht herangewagt hat. Audi 
sonstige Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Verwaltungsreform sind nicht getroffen, ob­
wohl oftmals angekündigt. Ein Antrag tlcr 
Opposition auf Einsetzung eines dem Parla­
ment verantwortlichen Sparkommissars ist 
nicht bearbeitet. worden. 

Hinsid1tlich der Stärkung der Selbstver­
waltun,,. im übrigen hat sich über die J ahrc 
ein völlig unzureichender Finanzausgleich 
durd1gesd1leppt. Zwar ist 1954 der Steuer­
verbund eingeführt, ohne daß in diesem die 
Zuschüsse aus dem Länderfinanzausgleich ent­
halten wären. Da im gleid1en Zeitpunkt auch 
das Schulverwaltungsgesetz nach übereil tel' 
Beratung und Bescl1lußfassung in Kraft trat. 
mußte das eintreten, was die Zweifler immer 
schon befürchtet hatten: der Staat nahm mit 
der einen Hand, was er mit der anderen 
Hand angeblich !!egeben hatte! Der Finanz­
minister konnte ohne Kontrolle durch Nach­
tragshalte jahrelang über unzählirrn Millionen 
im WeP"e außer· und überplanmäßiger Aus­
gaben verfügen. Das Steueraufkommen war 
nämlich regelmäßig zu niedrig geschätzt wor­
den. Wiederholt war auch ersichtlich, daß 
noch so begründete Anträge der Opposition 
erst niedergestimmt, zu einem späteren Zeit­
punkt aber von der Mehrheit wiederaufge­
nommen und verwirklicht wurden. 

Vom Standpunkt sozialdemokratisd1er 
Kultur- und Schulpolitik trifft es zu, daß 
wesentliche Teile der Regierungserklärung 
erfüllt worden sind. Das Schulverwaltungs­
gesetz ist am 1. April 1954, das Gesetz über 
das öffentliche Schulwesen ist am 1. Oktober 
1954 in Kraft getreten. Dazu tritt die Ein­
führung der Schulgeldfreiheit und die beab­
sichtigte Einführung der Lehr- und Lernmit­
telfreiheit. Damit ist in der Tat das Schul­
wesen planmäßig vereinheitlicht. Diese Ver-

. einheitlichung hat aber vor dem verfassungs­
mäßig verankerten Schulcharakter im frühe­
ren Lande Oldenburg Halt machen müssen. 
Insofern sind also die Wünsche der SPD 
nicht verwirklicht, auch nicht darin, an und 
für sich eine Gemeinschaftssdmle mit ledig­
lich angehängtem Religionsunterricht ange· 
strebt zu haben. Erst die Zukunft wird erwei­
sen können, ob bei der Durchführung der 
Schule ihr gesetzlicher Charakter als einer 
christlid1en S<'hule erhalten bleibt. Die all­
gemeine Schulgeldfreiheit wird stufenweise 
durchgeführt. De1· Landeshaushalt verzichtet 
auf die entsprechenden Einnahmen, obwohl 
unbestritten ist, daß diese nach wie vor für 
Neu- und Umhauten an öffentlichen Schulen 
erforderlid1 wären. Es wäre überdies uner­
läßlich gewesen, zum gleichen Zeitpunkt auch 
Bestimmungen iiher den wirtschaftlidien Be­
stand der Privatschulen zu treffen. Weder 
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NitOtrOtutfdlt Stimmen 

Dr. Max Carsten: 

Der.Mann iin Hintergrund 
Der Verfasser der soeben eschienenen 

Schrift „Koexistenz - von Lenin bis 
Chruschtschew" beantwortet die Frage nach 
der politischen Zielsetzung der neuen Macht­
haber in Moskau. 

· Der letzte Staatsstreich hat in Moskau einen 
Mann an die Spitze der Machtpyramide ge­
bracht, dessen Kommen sich schon seit Mo­
naten immer deutlicher angekündigt hat. Der 
berüchtigte „Eiserne Vorhang" hat soviel Lö­
cher, daß ein aufmerksamer Beobachter selbst 
die internen Entwicklungstendenzen und die 
Imponderabilien der Politik ziemlich genau 
verfolgen kann. Es ist bezeichnend genug, 
daß die sogenannten „Abgeordneten" des 
Obersten Sowjets gänzlich überrascht wurden 
- nicht aber die ausländischen Diplomaten 
und Korrespondenten. 

Chruschtschew's coup d 'etat war ein veri­
tabler Staatsstreich, spezifisch russisch-sowje­
tischer Art - das widerwärtige Schauspiel 
eines sich selbst in Dostojewkischer Art be­
speienden „Ministerpräsidenten", dem die 
Nagan-Pistole bereits im Nacken sitzt und 
eines uferlos-expansiven Triumphators, der 
sich nicht an hohen Idealen begeistert, son­
dern an einer Zukunftsstatistik der Futter­
getreideproduktion und Schweinezucht be­
rauscht. 

industrie. Das ist etwa dasselbe. als würde 
Erhard die Viehzucht in Schles~ig-Holstein 
dadurch fördern wollen, daß er Kredite an 
die Ruhr-Industrie vergibt. Ausdrücklich sagt 
Chruschtschew, daß die Landwirtschaft 
k e i n e Kredite und k e in e Arbeitskräfte 
bekommen könne, weil der Staat dazu 
„außerstande'' sei. Ein sehr interessantes 
Eingeständnis. 

Der erste Eindruck von dem, was Chruscht­
schew eigentlich beabsichtigt, ist also durchaus 
zwiespältig. Er macht den Eindruck eines 
Mannes, der nach zwei Seiten gleichzeitig 
jagen will: nach Schweinen und nach Ma­
schinen. Was unter „Maschinen" zu verstehen 
ist, ist ganz eindeutig: die „Maschinen", die 
Chruschtschew meint, sind Kriegsmaschinen 
oder „Kriegstechnik", wie die Sowjets sagen. 
Die Rüstungsindustrie war seit jeher termino­
logisch und statistisch ein Teil des „Maschi­
nenhaus". 

Das logische salto-mortale Chruschtschews 
ist nunmehr klar. Er ist gar nicht einfältig 
und will gar nicht die Schwerindustrie im 
Dienste der Landwirtschaft aushauen. Er 
w i 11 vielmehr von neuem und noch weit 
stärker als bisher Waffen aller Art produ­
zieren und m u ß daher gleichzeitig die not­
dürftigsten Maßnahmen zur Hebung der 

Landwirtsdiaft durchführen - weil sonst die 
Arbeiter zwar noch mehr zu arbeiten, aber 
weniger zu essen haben werden. 

Wer steht jedoch i~ Hintergrund dieser 
Moskauer Ereignisse? Der Mann heißt Schu­
kov,. Er repräsentiert das Militär, das Ka­
nonen wünscht und einigermaßen satte Sol­
daten. Der Plan der Neu- und Brachlandge­
winnung jenseits des Urals entsprang nicht 

· dem Kopfe des Parteisekretärs Chruscht­
schew, sondern den Ueherlegungen der Mili­
tärs, die Vordringlichkeit der Forcierung der 
Schwerindustrie ehenf alls. 

Daß Chruschtschew an die Spitze trat und 
Marschall-Kommissar Bulganin Malenkow ab­
löste, ist nur eine optische Bestätigung der 
längst innerpolitisch wirksamen Kräfte. Mar­
schall Schukows Ernennung zum Minister, 
d a s ist die eigentliche Sensation. Schukow 
ist der Mann, der Berlin erobert hat. Das 
wurde, sicherlich nid:it ohne Absicht, nach 
Bekanntgabe seiner Ernennung kräftig un­
terstrichen. Die Moskauer Regierungsumbil­
dung klappte in der Regie wie am Schnür­
d:ien. Zeitpunkt, agierende Personen und der 
Tenor ihrer Erklärungen, ein wohlahgewo­
genes Gemisch von Atombombengerassel und 
„friedlichen" Perspektiven sollen den Westen 
beeindrucken und die Einigung des Westens 
zu stören versuchen. Chruschtschew ist ohne Zweifel ein aktiver, 

energischer und brutaler Mann mit einer 
ungewöhnlichen Gabe des Redens. Er hat 
etwas von dem Diktator a la Hitler an sich, 
eine Mischung von Manager und Demagoge. 
Seine Formulierungen treffen oft ins 
Schwarze. So z. B., wenn er in seiner berühmt 
gewordenen Rede auf der entscheidenden 
Sitzung des Zentralkomitees der Partei am 
25. Januar dagegen wetterte, daß mehr als 
ein Fünftel aller von den Bauern gelieferten 
Schweine nur ein Lebendgewicht von 30 kg 
erreichten. „Ist denn das überhaupt ein 
Schwein?!" rief er wütend, „Nein, das ist 
kein Schwein - sondern eine Schweinerei!" 

Landesparteitag 1955 
„Sensationen wird es nicht geben. Wir 

fechten auf unseren Parteitagen keine 
Richtungskämpfe aus - das überlassen 
wir anderen Parteien": dies Wort des 
präsidierenden Vorsitzenden der CDU in 
Niedersachsen, Oberkirchenrat MdB Cillien, 
stand am Aanfang, und der Tagungsverlauf 
l)ewies die Richtigkeit dieser Feststellung. 

„Niedersachsen muß wieder in Ordnung 
kommen!" - diese Forderung stellte 
Staatsminister a. D. Dr. Fricke über den 
Wahlkampf in Niedersachsen und gab damit 
die denkbar klarste und einfachste Zielset­
zung unserer Landespolitik. 

„ Wenn wir nicht unsere Freiheit ver· 
teidigen wollen, dann verlieren die 18 Mil­
lionen Deutsche hinter dem Eisernen Vor· 
hang den letzten Hoffnungsschimmer auf 
Wiedererringung ihrer Freiheit. Wir wol-
1en an der Freiheit nie verzweifeln" -

mit diesem Bekenntnis zum Weg des Bundes­
kanzlers schloß der Vorsitzende des Außen­
politischen A.usschusses des Bundestages, 
Kurt Georg Kiesinger, die Großkundgebung 
nadi dem Parteitag. 

Sensationen gab es nicht. Es wird sie wei'ter 
bei anderen Parteien gehen. 

Neun Zehntel seiner Rede sind dieser 
„Schweinerei" in der sowjetischen Landwirt­
schaft gewidmet. Wenn das, was er schilderte, 
wahr ist - und warum sollte man daran 
:zweifeln? - so ist allerdings die sowjetische 
Landwirtschaft ein einziges Desaster. Nur ein 
Beispiel: Die Erzeugung an Futtergetreide 
muß nach Chruschtschew im Jahre 1960 
'65 Mill. to erreichen bei einer geplanten Ge­
samtgetreideernte v0n rd. 160 Mill. to, d. h . 
. also Futtergetreide = 40 Proz. der Getreide­
-ernte. Letztes Jahr erreichte die Gesamternte 
rd. 100 Mill. to, davon Futtergetreide -
laut Chruschtschew - ganze 12 Mill. to, = 
12 Prozent. Bei 12 Mill. to Futtergetreide 
muß das Vieh in der Sowjetunion nicht nur 
hungern, sondern zum erheblichen Teil ver­
hungern. Was Wunder, daß es kein Fleisch 
gibt, nicht jedenfalls für die „Werktätigen". 

Politik und Jugend 

Das soll - bis 1960 - alles ganz anders 
werden (am 8. August 1953 versprach das­
selbe der jetzt heiseitegeschohene Malenkow 
schon für 1955/56). Ein lobenswertes Ziel, 
könnte man sagen. Nun kommt aber etwas 
sehr Merkwürdiges. Um dieses Ziel zu er­
reichen, fordert Chruschtschew nicht etwa ent­
sprechende Maßnahmen, wie z. B. Investiti­
onen in der Landwirtschaft, Umlenkung der 
Arbeitskräfte von den „Großbauten des Kom­
munismus" auf die verödeten Felder, son­
dern er fordert - den Ausbau der Schwer-

Vom 3. bis 7. März fand in Bonn-Duisdorf 
ein politisches Bildungsseminar für Abituri­
enten und Oberschüler statt, das von 95 Teil­
nehmern aus dem ganzen Bundesgebiet und 
Westberlin besucht wurde. Namhafte Refe­
renten aus Politik, Verwaltung und Schul­
wesen sprachen über aUtuelle Fragen der Po­
litik, sowie über das grundsätzliche Verhält­
nis des jungen Menschen, insbesondere des 
angehenden Akademikers, zur Politik. 

Bundestagsabgeordneter Sabaß (CDU) 
empfing am Sonntag die Teilnehmer im Bun­
deshaus und diskutierte mit ihnen über W e­
sen, Aufgabe und Arbeitsweise des Parla­
mentes. Zum Abschluß des Seminars wurde 
von den Anwesenden ein Politischer Arbeits­
kreis Oberschulen gegründet. Dieser hat sich 
die Aufgabe gestellt, in regelmäßigen Ab­
ständen ähnliche politisdie Bildungsseminare 

Platz-Angst 
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Geplatzt ist Erichs Volksbefragen 

N nn will er wieder einmal klagen 

durchzuführen und politisch bildende Litera­
tur unter den Oberschülern zu verteilen. 
Ein besonderes Anliegen des Arbeitskreises 
ist es ferner, den Abiturienten eine Einfüh­
riing in das studentische und Hochschulleben 
zu geben. 

In der Präambel der Satzung bekennt sich 
der Arbeitskreis zur Wiedervereinigung 
Deutschlands in Frieden und Freiheit und zu 
ein'em auf der Grundlage des Christentums 
und der Demokratie geeinten Europa. 

Zum kommissarischen Bundesvorsitzenden 
wurde W i n f r i e d F e d e l , Mannheim, zu 
Stellvertretern Ingrid Rother, Münster, Franz 
Preuschoff, Seligenstadt, ~.lfred Fischer, Ber­
lin, und Klaus Dietrich, Berlin, gewählt. Sitz 
des Arbeitskreises ist Bonn, N assestraße 2. 
Die Tätigkeit des Arbeitskreises geschieht 
in lokalen und Schulkomitees. 

General von Lettow-Vorbeck: 

Afrika, • 
Wie ich 

„Als ich mit einer Pinasse an Land fuhr 
und den Zoll passierte, standen da einige 
stramme Schwarze. Als ich den einen fragte: 
„Askari daitsdii ja Zamani?" (alter deutscher 
Askari?) antwortete er stolz: „Ndio, 16. Feld­
kompagnie!" Die Leute sehen trotz allem 
den deutschen Askari doch immer noch als 
etwas Besonderes an, als den eigentlichen 
wirklich richtigen Soldaten. Im Laufe der Un­
terhaltung fragte er dann: „Wewe, jina 
lako?" (und wie ist Dein Name?) Da sah ich 
ihn groß an und sagte: „Pumbafu, hujui 
Bano Ohas jako ja Zamani?" (Dummkopf, 
kennst Du Deinen alten Oberst nicht wieder?) 
Nie habe ich eine solche Veränderung bei ei­
nem Menschen gesehen. Die Augen traten 
heraus, Mund und Nase wurden aufgerissen, 
und dann warf er sich vor mir nieder, um­
faßte meine Knie und war vor Freude nicht 
mehr zu händigen." 

Dies ein kleiner eindrucksvoller Ausschnitt 
aus dem soeben erschienenen Buche von Ge­
neral von Lettow-Vorbeck, dem Verteidiger 
Deutsch-Ostafrikas im 1. Weltkrieg, über 
sein Wiedersehen mit Afrika nach über 30 
Jahren. Seine Reise führte ihn nach einem 
Flug über den schwarzen Erdteil nach Süd­
afrika und den ehemaligen Kolonien in Süd-
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Glß~~G)~[I ßa~ 
am Gl~ß[!)~ 

Das Pariser Vertragswerk hat erwar­
tungsgemäß den Bundesrat passiert. Da­
mit ist erneut die Stabilität der politischen 
Verhältnisse in der Bundesrepublik er­
wiesen. Die Außenpolitik der Bundesre· 
gierung stützt sich nicht nur im Bundes· 
tag, sondern auch draußen in den Ländern 
auf eine klare Mehrheit. Auch die mit 
riesigem Aufwand durchgeführte Agita­
tion der SPD hat sie nicht beeinträchtigen, 
geschweige denn erschüttern können. 

Dies kommt allein schon in der einmü­
tigen Zustimmung des Bundesrates zu der 
Entschließung Über gesamtdeutsche Po­
litik zum Ausdrnck. Es ist dieselbe Ent~ 
schließung, zu der sich auch der Bundes­
tag bekannt hat. Der Weltöffentlichkeit 
wird damit nochmals demonstriert, daß 
es in dieser Frage in ganz Deutschland nur 
einen Willen gibt. Das oberste Ziel aller 
deutschen Politiker ist und bleibt die Wie­
dervereinigung in Frieden und Freiheit. 
Es war gut, daß dies in dieser entschei­
denden Stunde noch einmal mit solcher 
Klarheit und Entschiedenheit zum Aus­
druck gebracht wurde. 

Im Bundesrat ist aber noch mehr ge­
schehen. Es wurde einstimmig eine Ent­
schließung angenommen, in der festge­
stellt wird, daß das Saarabkommen „nicht 
die Zugehörigkeit des Saargebietes zu 
Deutschland in den Grenzen von 1937 und 
der Bevölkerung dieses Gebietes zum 
Deutschen Volk nicht berührt", und daß 
die :Freiheitsrechte unter dem Statut 
sicherstellen, „daß sich die Bevölkerung 
an der Saar frei zu Deutschland beken­
nen und für den Friedensvertrag ihren 
V er bleib bei Deutschland fordern kann." 

Diese Einmütigkeit wäre noch ein­
drucksvoller gewesen, wenn nicht ausge­
rechnet Niedersachsen und natürlich auch 
Hessen g e g e n die Verträge gestimmt 
hätten. Aber darüber wird - auch auf 
Wunsch der SPD - noch in Niedersach­
sen bei der Landtagswahl einiges zu sa~en 
sein. 

Die Bonner Anekdote: 

Von echtem Schrot und Korn 

Ein Mitarbeiter, der dafür bekannt ist, 
einem kleinen Tropfen nicht abgeneigt zu 
sein, wird dem Kanzler empfohlen. Als der 
Kanzler darauf den Kopf wiegt, sagt der 
Referent: „Er 'ist aber ein Mann von echtem 
Schrot und Korn." Darauf lädielt der Alte : 
„Dat mit dem Sclirot läßt man sich ja jefallen, 
aber dat mit dem Korn, dat sollte er lieber 
bleiben lassen." 

es wiedersah! 
west- und Ostafrika, wo er die Stätten seiner 
ruhmreichen Tätigkeit als junger Kolonial­
offizier und als Kommandierender der deut­
schen Streitkräfte, besuchte. Ueberall traf er 
Bekannte und Freunde; gibt es doch noch eine 
große Zahl alter Mitkämpfer, Weiße und 
Schwarze, die .es sich nicht nehmen ließen, 
ihrem früheren Kommandeur die Hand zu 
schütteln. Aber auch ehemalige Feinde woll­
ten den Mann kennen lernen, der ihnen einst 
so viel zu schaffen madite. 

. . . ) 

Das Buch gibt über diese persönlichen 
Begebenheiten hinaus ein anschauliches Bild 
vom heutigen Afrika. 

Das in guter Ausstattung im Verlag J. F. 
Lehmann in München zum Preise von 4,80 DM 
herausgekommene Buch des alten Afrikaners 
erfreut vor allem durch seine klare, knappe 
Berichterstattung und 'das treffsichere Urteil 
auch über die Gesamtlage in der freien Welt. 
Er gibt wesentlich mehr als nur „anspruchs­
lose Beobachtungen eines Touristen", wie 
Lettow-Vorheck bescheiden von diesem Buch 
selbst sagt, und wir möchten wohl wünschen, 
daß alle Berichterstatter immer so von der 
Sache her an die großen Fragen unserer Zeit 
herangehen, wie es dieser alte berühmte 
Mann in diesem Buch tut. 
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Millionen verpulvert! 
Kopf hat von Parlamentarischen Untersuchu~gsausschössen genug 
In Nordhorn führte Ministerpräsident 

Kopf bewegliche Klage darüber, daß es in 
Niedersachseil so viele Parlamentarische Un­
tersuchungsausschüsse gebe. Auch säßen in 
solchen Ausschüssen Leute, die „aus der 
Schule plauderten". Am besten sei es, wenn 
nur der Staatsan~alt solche Untersuchungen 
betreibe. Recht hat er, der Herr Ministerprä­
sident, der znr Zeit auch Niedersachsens Ju­
stizminister ist. Nur wäre in Sachen ·der 
NTG der Staatsanwalt niemals in Marsch 
gesetzt worden, wenn nicht der 5. Parlamen­
tarische Untersuchungsausschuß die Milli­
onen-Pleite der NTG und ihre Ursachen un­
tersucht hätte. Schon seit spätestens Sommer 
1952 hätte es dem Finanzminister, dem Auf­
sichtsrat der NTG, dem Aufsichtsrat der 
Niedersachsen-GmbH., dem Wirtschaftsmini­
ster, dem Kultusminister freigestanden, die 
Staatsanwaltschaft zu bemühen. Da dies lei­
der nicht geschehen ist, mußte man sich der 
Hilfe eines Parlamentarischen Untersuchungs­
ausschusses bedienen. 

Und was die Leute betrifft, die zum Leid­
wesen. der Landesregierung aus der' Schule 

Für die CDU kandidiert im Wahlkreis Hoya: 

Artur MiJibacb • Altenböcken 

Herr Mißbach wurde 1911 in Radebeul 
geboren. Nach Absolvierung des Realgymna­
siums studierte er in Greifswald und Berlin 
Rechts- und Staatswissenschaften. Das 1. ju­
ristische Staatsexamen legte er am Kammer­
gericht zu Berlin ab, schied jedoch schon bald 
danach aus dem Justizdienst aus, um sich 
ganz den Problemen der Wirtschaft widmen 
zu können. 

Am ersten Kriegstage wurde er zur Dienst­
leistung im Stabe des Sonderbeauftragten 
für die Spinnstoffwirtschaft ins Reichswirt­
ed1aftsministerium berufen; 1942 übernahm 
er die Leitung einer Wirtschaftsgruppe in­
nerhalb der gewerblichen Wirtschaft. Mit der 
Front im Frühjahr 1945 über Ost- und Mit­
teldeutschland zurückweichend, fand Mißbach 
im. Juni 1945 in Bücken bei Hoya seine 
Flüchtlingsheimat, wo er unverzüglich sowohl 
der Einwohnerschaft als auch der Kreisver­
waltung („Arbeitsbeschaffungswerk Kreis 
Grafschaft Hoya") sein Wissen als Wirt­
schaftsberater zur Verfügung stellte. 

Sobald es der deutschen Wirtschaft wieder 
möglich wurde, sich berufsständisch zu ver­
einen und tätig zu werden, organisierte Artur 
Mißbach von Hannover aus die Bekleidungs­
industrie Niedersachsens und Bremens und 
später auf Bundesbasis eine Reihe von Fach­
sparten. Darüber hinaus gründete er die 
„Textilmesse Hannover GmbH.", die „Tex­
til-Union GmbH." und den „ V erlag für Arbeit 
und Wirtschaft GmbH.". Mit all diesen Fir­
men und der weit verzweigten Verbands­
arbeit hat er seiner neuen niedersächsischen 
Heimat wertvolle Dienste geleistet. Als Dank 
dafür betraute ihn die niedersächsische Wirt­
schaft mit Vorstandsaufgaben in ihrem Spit­
zeninstitut und zahlreichen Aemtern in der 
Wirtschafts- und Sozi.alpolitik. 

Seiner konservativen Grundhaltung fol­
gend, kam Mißbach dem Wunsche vieler 
F reunde in der Grafschaft Hoya nach und 
fand auch nach außen hin zu ihnen zurück , 
als er im vergangenen Jahre seinen privaten 
Wohnsitz in Altenbücken nahm. Seit 1947 
ist er Mitglied der CDU; er gehört dem Zen­
tralausschuß der CDU im Lande Niedersach­
sen sowie dem Ausschuß Finanzen, Steuern, 
Geld und Kredit auf Bundesebene an und ist 
Vorsitzender der CDU-Bezirksgruppe „Mit­
telweser", die von der Stadtgrenze Hannovers 
bis zur Stadtgrenze Bremens reicht. 

geplaudert haben sollen, so muß man einmal 
feststellen, ob das, was sie angeblich ausge­
plaudert haben, auch wirklich noch geheim 
und streng vertraulich war. Man versteht 
allerdings die Sorge des Ministerpräsidenten 
und seines Kabinetts, die natürlich am lieb­
sten alle Sünden der Vergangenheit mit dem 
Vermerk „Geheime Kommandosache" ver­
sehen und diejenigen, die dawider handeln, 
mit einem Verfahren wegen Landesverrats 
überziehen möchten. Daß die Parlamenta­
riscli.en Untersuchungsausschüsse, die in den 
letzten zwei Jahren tätig wurden, nur solche 
Feststellungen zu treffen hatten, die für die 
Regierungsparteien SPD und BHE und für 
das von ihnen · gebildete Kabinett peinlicli., 
übel und sehr belastend waren, das ist doch 
nicli.t Schuld der Opposition. - Der 5. Par­
lamentarische Untersucli.ungsausscli.uß hat sicli. 
mit den acli.t Zusammenbrücli.en zu befassen, 
von denen solche Firmen betroffen sind, die 
von der NTG „saniert" werden sollten. Der 
UntersuChungsaussChuß hat kein Strafverfah­
ren durcli.zuführen, er hat aucli. nicht der 
Kriminalpolizei oder der Staatsanwaltscli.aft 
das Ermittlungsverfahren abzunehmen, er hat 
lediglich politische Feststellungen zu treffen, 
in diesem Falle besonders solche, die die Ver­
antwortlichkeit für die skandalösen Vor­
lfommnisse angehen. Nachdem sich im V er­
lauf der parlamentariscli.en Untersuchungen 
der V erdacht ergeben zu haben scheint, daß 
bei der Gründung der Firma Milotta im Jahr 
1952 nicht alles mit recli.ten Dingen zuging, 
hat die Kriminalpolizei drei Personen ver­
haftet, darunter den ehemaligen Geschäfts­
führer der NiedersaChsen-GmbH. und NTG. 
N atürlicli. beziehen sicli. diese Verhaftungen 
nur auf eine zu untersuchende Betrugsaffäre, 
die, wenn sie wirklicli. vorliegt, ins Jahr 1952 
fällt. Daß bei der Verhaftung der erwähnten 
Personen SChriftstücke gefunden worden sein 
sollen, die angeblich von DPICDU-Abgeord­
neten unter V ertrauensbrucli. weitergegeben 
worden seien, das hat mit der Verhaftung 
selbst und mit dem Grund der Verhaftung, 
nämlicli. dem eines möglichen Betruges, nicli.t 
das Geringste zu tun. Wer die drei Vorgänge: 
parlamentariscli.e Untersucli.ung, staatsanwalt­
schaftlicli.e Ermittlung und angeblicli.e Indis­
kretion bewußt miteinander vermengt und 
sogar nocli. ursäChliChe Zusammenhänge kon­
struiert, der kann das nur tun, weil er den 
Blick des unbefangenen Beobachters vorsätz­
lich trüben und verwirren will. 

Wir wissen heute noch nicht, ob der 5. Par­
lamentarische Untersuchungsausscli.uß einen 
gemeinsamen Bericht oder einen Mehrheits­
und Minderheitsbericht ' vorlegen wird. So 
lange Niedersachsen ein parlamentarisch 
regiertes Land ist, ist der Finanzmini­
ster als der Verwalter des Landesver­
mögens dem Parlament für alle Verluste 
wie für alle Fehler und Unsauberkeiten in 
seinem Ressort verantwortlich, wobei es keine 
Rolle spielt, ob die NTG ein staatlicli.es, ein 
halbstaatlid1es oder sonstwie geartetes Un­
ternehmen war. In jedem Falle gehörte sie 
zum Dienstbereich des Finanzministers. 

Auch ohne einen Hauch persönlicher Schuld 
bleibt der Minister der Mann, an den sich das 
Parlament zu halten hat. 

Steuerfahndung 
jagt den· Teilhaber 

Nun liegen die zwei letzten öffentlichen 
Verhandlungen des 5. Parlamentarischen Un­
tersuchungsaussdmssus hinter uns. Da mag 
es an der Zeit sein, Nacli.lese zu halten. ,Je 
weniger es nämlich gelingt, Verantwortliche 
für die acht Zusammenbrücli.e zu finden, bei 
denen das Land bisher DM 7 Millionen ver­
lor, umso spannender ist es, sich an Hand 
von Aussagen ein Bild von den Beteiligten 
zu machen, ein Bild auch von den Geschäfts­
praktiken und Zuständen, wie sie sich eben 
aus dem Verlauf der Untersuchung ergaben. 

Es war schon ganz amüsant, wenn der aus 
der Haft vorgeführte Zeuge Dr. Bock den 
Aufsichtsräten der NTG sagte„ es reiche bei 
ihnen allenfalls zur Leitung einer Dorf-Spar­
kasse. Es war schon verständlich, wenn ein 
Zeuge versicherte, die NTG habe mit der 
Zeit keine Geschäftsführer mehr engagieren 
können. Denn wer habe sich mit dem Makel 
eines Pleitemacher s beh aften wollen? Es war 
schon bezeichnend, wenn der Ausschußvorsit­
zende auf die wichtigsten Fragen keine Ant­
wort erhielt. 

Wer hat die Bilanz der Milotta umfrisiert. 
so daß das Defizit statt DM 602 000,- nur 
noch DM 179 000,- betrug? Wer war dafür 
verantwortlich, daß Erlit-Braunsehweig bei 
einem Jahresumsatz von DM 90 000,- Kre­
dite in Höhe von DM 400 000,- erhielt? Wes. 
halb hat die NTG nicht - wie die Satzung 
vorschrieb - denselben Aufsichtsrat wie die 
Niedersachsen-GmbH. erhalten? Wieso hat 
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Müller-Pohle zu einer Zeit, da ihm Minister 
Kuhei schon nicht mehr traute, es erreicht, 
daß seine Bezüge verdoppelt wurden? Alles 
ungelöste, unbeantwortete Fragen. 

Stimmt es, daß Kuhei und Müller-Pohle 
nur aneinandergerieten, weil Kubel den SPD­
Landtagsahgeordneten Bennemann zum Mit­
gescli.äftsführer madien wollte? Stimmt es, 
daß Ministerpräsident Kopf sich für drei Be­
triebe in Hambühren so stark einsetzte, daß 
der NTG keine andere Wahl mehr blieb, als 
die geforderten Beteiligungen einzugehen? 
Immer steht Behauptung gegen Behauptung, 
wiewohl gerade in diesem Falle sich bei den 
Akten eine Notiz befindet, die ganz danadi 
aussieht, als werde Kopf hier von Müller­
Pohle zu Recht in die Diskussion gezogen. 

Stimmt es, was Müller-Pohle behauptete, 
daß in den von der NTG betreuten Betrieben 
mehr geprüft als produziert und verkauft 
wurde? Die Verhandlungen lieferten man­
chen Anhaltspunkt dafür. Stimmt es, daß 
diese ewigen Prüfungen mindestens DM 
100 000,- an Kosten verursacht haben? Ist 
das gesund, wenn der Finanzminister, der 
für das Landesvermögen verantwortlich ist, 
gleichzeitig Aufsichtsratsvorsitzender der Ge­
sellschaft ist, die dieses Vermögen verwaltet 
und dazu noch Hauptgesellschafter, sogar 
alleiniger Gesellschafter, wenn man will? 
Und wie war das mit dem Organschafts­
vertrag? Er diente dazu, Steuern zu sparen. 
Das heißt doch nichts anderes, als daß der 
Staat danach trachtet, dem Staat nicht zu 
'\-iel Steuern zu zahlen, daß er sich also ge­
gebenenfalls selbst betrügt! 

Die übelste Aussage 
Festgehalten werden aber muß eine Aus­

sage des Zeugen Bremerich, der Sachbear­
beiter bei der NTG war. Bremerich schilderte, 
wie die Glashütte Papenburg der NTG ein­
verleibt und wie der bisherige Inhaber Frit-

sehe einer der beiden Geschäftsführer in der 
neuen Gesellscli.aft geworden sei. Man habe 
ihn dann loswerden wollen, aber lange kei­
nen triftigen Grund gefunden. SChließlich 
sei man dahinter gekommen, daß mit seinem 
Autokauf möglidierweise etwas nicht stim• 
me. Da habe man denn sich an die Steuer• 
fahndung, an die Finanzdirektionen in Nie• 
dersachsen und sogar Nordrhein-Westfalen. 
schließlich auch an den Landesrecli.nungshof 
gewandt. Leider habe man aber nicli.ts in Er· 
fahrung bringen können, weil diese Aemter 
sich samt und sonders auf ihre Verschwiegen­
heit berufen hätten. Sagte Bremerich und 
merkte nichts davon, daß ihm ein Eiseshauch 
vom Verhandlungstisch und aus dem Zuhö­
rerraum zuwehte. Er merkte nichts davon~„ 
daß der Ausschußvorsitzende soeben eim 
Wunder von Selbstbeherrschung vollbrachte~ 
Zeuge Bremerich glaubte sich der Zustim­
mung des ganzen Saales sicher. 

Was ist da geschehen? nach den Worten 
des Finanzministers soll die NTG die Auf· 
gabe gehabt haben, sanierungsfähige und 
sanierungswürdige Betriebe, die aus Mangel 
an Betriebskapital in Schwierigkeiten gerie­
ten, aufzufangen. Und der Minister sagte 
klar, daß die sanierten Betriebe dann wieder 
reprivatisiert werden sollten, wobei sowohl 
die früheren wie neue Eigentümer in Frage 
kamen. Wie reimt sich aber dazu die Aussage 
des Zeugen Bremerich, daß man den Eigen­
tümer der Glashütte in einer so häßlichen 
und schmutzigen Weise ausbooten wollte? 
Ging es letzten . Endes doch um die 
kalte Sozialisierung? Die Aussage des Zeugen 
Bremerich ist die bisher gefährlichste für den 
Finanzminister, den Aufsichtsrat und die Ge­
schäftsführung der NTG. Dieser Versuch, mit 
allen Mitteln den Eigentümer vor die Tür 
zu setzen, ist doch wohl das Tollste,, was in 
der Gescli.ichte der niedersächsischen SPD­
Wirtschaftspolitik zu verzeichnen ist. Wenn 
es nicht mehr dieser Landtag sein sollte, dann 
muß es ganz gewiß der nächste sein, der sich 
mit dieser Angelegenheit noch befaßt. 
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Dr. Wuermelin~ sprach in Osnabrück: 
Fiir die CDU kandidie1·t: 

Heime· nicht nur Wohnungseinheilen Wilhelm Pflüger jon. 

.. J\icht · das seelenlose Kollektiv ist die 
Heimat des Menschen, sondern die in Gottes 
Ordnung edebte und gelebte Familie" er­
klärte Bundesfamilienminister Dr. W u er -
m e l i n g auf einer Kundgebung in Osna­
lirück. Dr Wuermeling streifte zu Beginn sei-
11es Referats die tiefgreifenden, durch Tech­
nik mal Jndustriealisierung bedingten Struk­
tnrver~nderungen der Familien schlechthin. 
Die Familie habe seither mehr und mehr 
ihre eigentliche Funktion verloren: für sich 
selbst Yeraontwortliche Gemeinschaft zu sein. 
Auch als religiöse Heimstatt sei ihr durch 
diese Entwicklung viel von ihrer Wirksam­
keit genommen worden. Die Zukunft des 
Volkes und des Einzelmenschen stehe und 
falle aher mit der Familie. Der Einengung 
ihres Lebensraumes müsse mit allen Kräften 
Pntgegengetreten werden. Durch eine woh-
1{ungsmäßige und wirtschaftliche Sicherung 
der Familie könne ihre Selbstbestimmunir 
uml Selbstverantwortung wieder vergrößert 
werden. 

Dr. 'Yuermeling ·wies dann auf die Ge­
fahren des in westeuropäischen Ländern fest­
stellbaren Geburtenrückganges hin, während 
sich in den Ländern des Ostens und in an · 
deren Kontinenten ein ständiger Bevölke­
rungsanstieg vollziehe. Der Ueberalterungs­
prozeß der westlichen Länder sei erschrek­
kend. Es taud1e schon die Gefahr auf, daß 

Fiir die CDU kandidiert: 

Hermann lllüller 
Am 2. April 1889 wurde ich als ältester 

Sohn des V ollmeiers Hermann Müller in der 
Wesermarsch geboren. Der Hof ist seit An­
fang 1600 immer von einem Hermann Müller 
hewirtschaftet worden. 1919 übernahm ich 
den Yäterlichen Hof und heiratete. Von den 
mir nach dem letzten Kriege noch verblie­
henen 2 Kindern, meine älteste Tod1ter ist 
im Kriege als Rote-Kreuz-Helferin gefallen, 
ist meine Tochter Aerztiu und mein Sohn, 
24 Jahre alt, im Betrieb als Landwirt tätig. 

Ich bin seit 1946 Kreistagsmitglied, ein 
Jahr war ich auch Landrat. Mit der Gründung 
des Niedersäd1sischen Landvolkes erhielt id1 
den Kreisvorsitz des Großkreises Verden und 
den Bezirksvorsitz des Reg.-Bezirks Stade. 
Dazu habe ich Sitz und Stimme im Vorstand 
der vorigen Landwirtschaftskammer Hanno­
ver und der jetzigen Landwirtschaftskammer 
und im Vorstand des Niedersächsischen Land­
volkes in Hannover. Nach dem Kriege wurde 
ich als erster Vorsitzender der Stader Herd­
buch-Gesellschaft gewählt. 

Intschede, den 17. März 1955. 
Hermann Müller. 

24 x36 mm 

in etlichen Jahrzehnten eine nur ungenügend 
arbeitsfähige Schicht vorhanden sei. Das viel 
geringere Sozialprodukt führe dairn zwangs­
läufig zu einer allgemeinen Senkung des Le­
Lensstandarts. Der Minister unterstrich seine 
mahnenden Hinweise mit einigen Zahlen. Vor 
50 ] ahren kamen beispielsweise auf 1000 
Einwohner 35,6 Geburten, während diese 
Zahl im Jahre 1953 auf 15,5 zuri.ickging. Die 
Geburtenüberschüsse betragen pro 1000 der 
Bevölkerunj!;: in Chile 22,9; in den USA 
15,l; in Holland 14,l; in Indien 11.7; in 
Snanien 10,9; in Frankreich 5,8; in der Bun­
desrepublik 4,5 und in Oesterreid1 2,6. 

Die Lösung dieser Probleme könne uur 
vom einzelnen, nicht aber vom Kollektiv 
herkommen. Der Minister verwahrte sich ge­
g-<'n eine staatlid1 o-elenkte Bevölkerungspoli­
tik, die etwa gar den Familien die Zahl der 
Kinder vorsd:ireibe. Aufgabe des Staates sei, 
die Hindernisse · abzubauen , die der freien 
Entfaltung unserer Familien entgegen­
stünden. 

Den Wohnungsbau. den der Minister als 
das A und 0 erfolgreicher Familienpolitik he­
zeidmete, betrachtete er vor allem unter dem 
Aspekt der Sdiaffung von Eigenheimen. Im 
Bundestag werde zur Zeit ein Familienheim-

gesetz beraten, das insbesoi'idere die Belange 
kinderreicher Familien berücksichtige. Um 1 

Familien mit mehr als drei Kindern zu hel­
fen, sollten Zusatzdarlehen von 1000 DM pro 
Kind gewährt werden. Die Eigenleistung re­
duziere sich im Verhältnis der gewährten 
Darlehen vo11 30 uuf 20 oder 10 Prozent und 
sie könne \vomöglid1 giinzlich entfallen. In 
der Bundesrepublik se ien für 1953 nur 20 
Prozent der gesamten Bautätigkeit auf den 
Eigenheimbau entfallen. In den USA hin­
gegen seien 90 Prozent der erstellten Woh-
11ungen Eigenheime. 

Auf das Kindergeldgesetz eingehend, sagte 
der Minister, die F aniilienpolitik sei nicht 
uur Fürsorge für „arme Leute" , sondern sie 
wolle allen sozialen Sd1ichten gerecht werden. 
Es sei gut, daß die Zahlungen von Kinder· 
geld auf herufs!.üindischer Ebene erfolgten 
und nicht in Fonn Yon Unterstützungen des 
Staates. Diese Tatsache werde wahrscheinlich 
erst viel später in ihrer ganzen Becleutuug 
erfaßt werden. „Aher alle äußeren und wi rt­
schaftlid1en Maßuah men können auf die 
Dauer nichts nützen. wenn unsere Familien 
innerlich nid1t in Ordnung sind und die Ethik 
fehlt", schloß der Minister sein umfassendes 
Referat. 

So wird in Niedersachsen· gefochten! 
Der Bund gab fü1· die Erschließung des 

Emslands von 1950 bis 1954 also 96,63 Mill. 
DM aus, während das Land nur 75 Millionen 
DM beisteuerte. Ob Minister Ahrens und die 
sozialdemokratische Presse den wesentlich 
höheren Beitrag der Bundesregierung etwa 
deshalb verschweigen, weil die Landtagswahl 
vor cler Tür steht? 

Wilhelm Pflüger ist seit ] 939 Teilhaber im 
viiterlichen Holz- und Baustoffgeschäft in 
Wunstorf. Seine Lehrzeit verbrachte er in 
Cuxhaven. Dann war er znr weiteren Aus­
bildung in einem Sägewerksbetrieb mit an­
geschlossener Landwirtsdiaft in Ostpreußen 
tätig. Im Kriege war er zunächst Holzsach­
verständiger heim Landesforstamt Posen und 
ab 1940 Soldat im Rußlandfeldzug. Nad1 
Riickkehr aus der Gefangenschaft stellte sich 
Pflüger als Ratsherr der CDU und später 
auch als K reistagsabgeordneter seinem Hei­
matkreis zur politischen Mitarbeit zur Ver­
fügung. 

Die „Haunoversdie Presse", das Blatt der 
niedersächsischen Sozialdemokratie, befaßt 
sich in ihrer Ausgabe vom 18. März 1955 mit 
dem Emsland-Plan, der bekanntlich diesen 
Westteil Niedersachsens sowohl landschaftlid1 
wie industriell aufschließt. Gestützt auf einen 
Rechensdrnftsberidit des Wirtsdrnftsministe.rs 
Ahrens (DHE) weiß die Zeitung zu melden, 
daß die Landesregierung in Hannover für 
den ·Emsland-Plan bishe1· 45 Millionen DM 
aufgewendet habe, und zwar 15,4 Millionen 
DM im Jahr 1951, 18,3 Millionen DM im Jahr 
J 952 und 21 Million~n DM im Jahr 1953. Im 
Jahr 1954 sei, so wird gesagt, etwa der gleiche 
Betrag wie 1953 für das Emsland ausgegeben 
worden. 

Die „ treue Hand" der Landesregierung 

Nach der Addition der „Hannoversd1en 
Presse" soll das 45 Millionen DM ergeben. 
Nach unserer Rechnung kämen allerdings 75 
Millionen DM heraus. Aber wir wollen hier 
der sozialdemokratischen Presse keine Nad1-
hilfestunde in Kopfrechnen erteilen, wir wol­
len nur ihr Gedächtnis überprüfen und na­
türlich auch das des Herrn Wirtschaftsmini­
sters. Es ist doch schließlich kein Geheimnis, 
daß die Förderung des Emslandes nicht nur 
vom Land Niedersachsen, sondern auch von 
der Bundesregierung betrieben wird. Warum 
wird das denn dem Volke verschwiegen? 
Glüddicherweise sincl wir in der Lage, mit 
ganz genauen Ziffern zu dienen. Danad1 ha­
ben für das Emsland ausgegeben: . 

1950 
1951 
1952 
1953 
1954 

Bund Niedersachsen 
4 Mill. DM 

16.2 Mill. DM 
26,2 Mill. DM 
25,23 Mill. DM 
25 Mill. DM 

15,4 Mill. DM_ 
18,3 Mill. DM 
21 Mill. DM 

etwa 21 Mil.!. DM 

„In Anbetraclll des bedeutenden 
Verlustes für den Landeshaushalt 
hält es der Landesrechnungshof 
für angebrach!, dafi geklärt wird, 
ob und in welcllem Umfange gegen 
Angehörige des Ministeriums An­
sprüche auf Ersatz des entstande­
nen Schadens geltend gemacllt 
werden können." 

(Der Landesrechnungshof über 
Minister Alhertz). 

Vor dem 5. Parlamentarischen Uptersu­
chungsaussdmß des niedersächsischen Land­
tags, der sich mit den Millionenverlusten zu 
befassen hat, die die Niedersächsische Treu­
hanclverwaltungs-GmhH (NTG) dem Lande 
verursacht hat, kam in der letzten öffent­
lichen Verhandlung ein Zeuge zn Wort, des­
sen Aussage dem Finanzminister Kubel 
!SPD) noch sd1wer :m schaffen machen 
rliirfe. Nach des Ministers eigenem Wort war 
es die Aufgabe der NTG, sanierungsfähige 
Betriebe, die in Not geraten waren, aufzu­
fangen, sie durch Kredite oder Beteiligungen 
l'-U sanieren und nach vollendetem Werk wie­
der zu reprivatisieren. 

Was geschah aber in der Praxis? Im Jahre 
l 952 geriet die Glashütte Papenburg in Not 
nnd damit in den Interessenkreis der NTG, 
die sid1 an der neuen Produktionsgesellschaft 
beteiligte. Der bishet·ige Inhaber behielt nur 
einen kleinen Geschäftsanteil und wurde Ge­
schäftsführer der neuen Firma. Man wollte 
ihn aber bald ausbooten; wahrscheinlich war 
das von vornherein beabsichtigt gewesen. Es 
war, wie der erwähnte Zeuge aussagte, 
!.eh.wer, einen triftigen Grund zu finden. 
Schließlich kam man dahinter, daß der Ge­
schäftsführer bei einem Autokauf vielleicht 
krumme Sachen gemacht hatte. Nun seizte 
man - nach der Aussage des Zeugen - be­
denkenlos die Mad1tmittel des Staates ein. 
Man lief zur Steuerfahndung, zur· Finanz­
direktion in Niedersachsen nnd Nordrhein­
V.l estf alen, sogar zum Landesrechnungshof. 
Man stieß hier aber überall auf korrekte Be­
amte, die sich sträubten, ihre Schweigepflicht 
zu verletzen. So sagte der Zeuge aus, ohne zu 
merken, welche finstere Empörung sich des 
Ausschusses und der Zuhörerschaft zusehends 
bemächtigte. Ohne Scheu erzählte der Zeuge, 
wie man versuchte - später übrigens mit 
Erfolg - einen Miteigentümer, der bislang 
Alleineigentümer gewesen war, zu expropi­
ieren und ihm den Stuhl vor die Tür zu 
setzen. 

In dieser Weise also betätigte sich die 
„treue Hand" des niedersächsischen Staates. 

DIE 

mit 
FEDERMOTOR 

Ging es letzten Endes dod1 um die kalte Sozia­
lisierung und war diese die geheime Aufgabe 
der NTG? Eine Organisation, die im Auftrag 
des Staates clen in Not geratenen Betrieben 
helfen soll, also Dienerin des Staates ist, 
machte bedenkenlos Yon den Mad1tmitteln 
des Staates Gebrauch, um sich des Privat­
eigentums zu bemäditigen. Das ist der nackte 
Tatbestand ohne höfliche Umsdueibung! 

Gute neu~ Bücher 
Hohertlngrim: 

ßiindnis oder Krieg! 
Verlag Neues Abendland, München. DM 4,93. 

Wieder eine Schrift des 1wlitischen Romanciers, 
voller Esprit, schonungslos Schwächen zeigend, mit 
ironischen Antithesen überlegen spielend und dana 
auf Möglichkeiten zukünftiger Ordnung hinwei­
send. Robert lngrim, der Amerikaner aus Öster­
reich, der Anwalt des wirklichen Friedens, der 
Mahner der Vernunft und Gegner jeder Gewalt­
politik der Roosevelt und Morgenthau, ist Feui(. 
letonist von Rang. politischer Kommentator und 
Historiker zugleich, der nur in weltpolitischen 
Zusammenhängen denkt und urteilt. Der Verzicht 
}'rankreicl1s auf seine früheren Großmachtträume, 
die europäisclie Bekehrung Englands, die Zwei­
teilung der Welt und die Notwendigkeit des „Gro• 
Ben Bündnisses", das dem Westen die Freiheit 
sicl1ert und das allein Deutschland die Wieder· 
vereinigung ermöglichen kann, sind die Themen 
dieser neuen Schrift Roh. lngrims, die er in iro­
nisd1er Heiterkeit mit der Widmung versieht 
„Herrn Erich Ollenhauer, dem Vorsitzenden tler 
SPD". Diese Widmung steht wie ein Lächeln am 
Anfang der militanten Schrift, der wir breiteste 
Y erhreitung in- und außerhalb Deutschlands wün­
schen, nicht zuletzt auch in den Partei- und Ge­
werkschaftsbüros der SPD und des DGB. - Nicht 
nur der Widmung willen. nd. 

Wolkenkinder 
Haben Sie auch schon einmal auf einer Sommer­

wiese gelegen, die Wolken hetracl1tet, und sich 
gewünscht, mit Ihnen auf die Reise 'zu gehen? 
Nora Scholly läßt uns in diesem Büchlein, das im 
V erlag J o s e f M ü 1 1 e r , M ü n c h, e n , er­
schien, mit den Wolkenkindern bei Tag und Nacht 
durch die Jahreszeiten reisen. 

F 0 R E I N Z E L - U N D S E R 1 E N • A U F N ~A H M E N 

s c H L 1 T z V E R s c H Lu s s bis 1 / 1000 Sek. BERUF UND 

SCHNELLWECHSEL 0 BJ E KTI VE N . 
WISSENSCHAFT 

- W E R K GOSLAR 
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Was können wir für die Kriegsgefangenen tun? 
Bischof D. Heclcel sprach über das lüiegs- und Zivilgefangenen-Problem 

Der Leiter des Evang. Hilfswerks für 
Internierte und Kriegsgefangene, Bischof 
.D. Heckel-München, sprach kürzlich in 
Hannover. Unermeßlich, so · sagte D. 
Heckei, sei die Not, die sich auch heute, 
.zehn Jahre nach Abschluß des Krieges, 
mit der Frage nach unseren Kriegs- und 
.Zivilgefangen,en verbindet. Das Ev. Hilfs­
werk für Internierte und Zivilgefangene 
versucht seit Jahren, durch ständigen 
Brief- und Paketverkehr die Verbindung 
·zu diesen Einsamen aufrecht zu crhalte1L 

Soweit sich aus dem B
0

riefverkehr schlie­
. ßen läßt, befinden sich in Gewahrsam 
·der w e s t 1 i c h e n Länder noch etwa 
200 bis 300 Gefangene, deren Zahl jedoch 
·durch die eingesetzten Schlichtungsaus-

chüsse täglich abnimmt. Während aus 
Jugoslawien und Ungarn die zurückgehal­
tenen Deutschen jetzt fast sämtlich ent­
lassen sind, ist die Verbindung zu den 
Gefangenen in der T s c h e c h o s 1 o w a -
k e i erschwert. Der Paketsperre von 1953 
ist im Juni 1954 eine Briefsperre gefolgt. 

Für die CDU kandidiert in Hann.-Münden 

Oberst a. D. Hans Oelze 

Hans Oelze wurde als Sohn eines Zoll­
beamten in der Mark geboren. Er ging zu­
nächst zur Schutzpolizei und dann als 
Berufsoffizier zur Reichswehr, zuletzt als 
Qberst und Regimentskommandeur. 1946 
aus französischer Gefangenschaft entlas­
sen, Hilfsarbeiter in einer Tischlerei, spä­
ter Versicherungsvertreter und städtischer 
Schiedsmann in - Hann.-Münden. V erhei-
1·atet, 3 Kinder. 

Der Versuch des Deutschen Roten Kreu­
zes, zu W eilmachten einige Pakete dort­
hin zu senden, blieb bis heute ohne Ergeb­
nis. Die restlichen 1 200 Gefangene in 
Po 1 e n dürfen nach den Berichten der 
Heimkehrer auf eine baldige Amnestie 
hoffen. 

Groß ist die Zahl derer, die sich auch 
heute noch in den Lagern Sowjetrußlands 
aufhalten. Das Hilfswerk hat mit etwa 
8 000-10 000 Kriegsgefangenen Verbin­
dung. Weitere 5 000 Zivilgefangene - ein 
großer Teil von ihnen sind Frauen - le­
ben in den Lagern Sibiriens. Von ihnen 
diirfen nur 2 500 schreiben. 

Fiir die Heimat entsteht immer wieder 
die Frage, was wir für diese Gefangenen 
tun können. Bischof D. Hecke! wies nach­
drücklich auf alle Bemühungen der Bun­
desregierung, des Roten Kreuzes und der 

Kirchen hin, und trat dabei der Behaup­
tung entgegen, bei allen Verhandlungen 
mit der UdSSR sei kein konkretes Mate­
rial dargereicht worden. Wenn die neue 
Regierung in Moskau für sich den An­
spruch erhebe, realistisch zu sein, so 
könne sie nicht an dem Widerspruch der 
eigenen Ideologie zu den Grundregeln der 
menschlichen Humanität vorbeisehen, wenn 
sie die Entlassung der Gefangenen in den 
politischen Kampf einbeziehe. Neben die 
amtlichen Bemühungen aber müsse, so 
unterstrich Bischof Hecke! nachdrücklich, 
die Hilfe jedes Einzelnen treten. Wir dür­
fen nicht gleichgültig werden und vor der 
Frage kapitulieren, sondern müssen alle 
Kräfte der Tat und des Gebetes zusammen­
fassen, .um zu helfen. Möchten wir, so 
sagte Bischof Heckei am Schluß, die Gaben 
unserer eigenen Freiheit als eine Aufgabe 
empfinden. 

Kuhei sozialisiert weiter 
Die Fürstcnberger Porzellanfabrik soll nicht reprivatisiert werden 

/ 

Im Verlauf der öffentlichen Sitzungen des ligung schleunigst in Privathände überge· 
5. Parlamentarischen Untersuchungsausschus- führt würden. 
&es wurde wiederholt erklärt, daß die von 
der NTG sanierten Betriebe wieder repriva­
tisiert werden sollten, sobald sie sich erholt 
hätten. Diese Behauptungen müssen jedod1 
großer Skepsis begegnen, wenn man erfährt, 
wie die Muttergesellschaft der NTG, die Nie­
dersachsen-GmbH„ in der Praxis verfährt. 

Die Niedersachsen-GmbH ist an einer Reihe 
von industriellen Betrieben beteiligt. So be­
sitzt sie auch knapp 30 Prozent des Gesell­
~chaftskapitals der Fürstenherger Porzellan­
fahrik. Daß der Staat nur dort wirtschaften 
soll, wo Probleme der allgemeinen V ersor­
gung zu lösen sind, also bei Gas, Wasser, 
Strom, ist eine Ansicht, die mehr und mehr 
an Boden gewinnt. Daß der Staat seine Finger 
im übrigen aus der Wirtschaft herausziehen 
soll, ist eine Erkenntnis, die durch die nie- · 
dersächsischen Finanzskandale seit 1950 er­
härtet ist. Die Folge müßte sein, daß Staats­
betriebe oder Betriebe mit staatlicher Betei-

So <lachte auch der Mehrheitsaktionär der 
Fürstenherger Porzellanfahrik, als er die 
Anfrage an Finanzminister Kuhei richtete, 
oh der Anteil des Landes an der Fabrik zu 
angemessenen Tageswerten an den Kreis der 
ii.hrigen Aktionä1·e veräußert werden würde, 
da es doch kaum eine wesentliche Aufgabe 
cles Staates sei, Porzellan zu fabrizieren. Fi­
nanzminister Kuhei aher lehnte es rundweg 
ah, die Anteile des Landes abzugehen. Er er­
klärte darüber hinaus im engeren Kreis, daß 
er ganz im Gegenteil jede Gelegenheit benut­
zen werde, um weitere Aktien der Fürsten­
herger Porzellanfahrik aufzukaufen und da­
mit den Staatshesitz an diesem Werk zu ver­
größern. In niedersächsischen Wirtschafts­
kreisen hat man von dieser Art der „Repri­
vatisierung" Kenntnis genommen und weiß 
nun, was wirklich von den sozialistischen 
Planwirtschaftlern heahsichtigt ist. 

Das Kultusministerium schweigt 
Mit allem Nachdruck unterstützte Ober­

konsistorialrat Dr. Schwarz vom Evange­
lischen Preßverband in Göttingen die 
Forderung der Synode der evangelischen 
Kirche in Espelkamp nach einer Aner­
kennunl! der Evangelischen Bibliotheks­
schule in Göttingen durch das Nieder­
sächsische Kultusministerium, daß dieser 
Schule die staatliche Anerkennung trotz 
wiederholter Bitten schon seit 1946 vor­
enthalte. Die Evgl. Bibliotheksschule in 
Göttingen, 1947 vom Evangelischen Preß­
verband gegründet, ist die einzige evan­
gelische Fachschule dieser Art in Deutsch-

land. Als Gegensatz zu dem Vorgehen des 
Niedersächsischen Kultusministeriums wird 
hervorgehoben, daß die 1946 in Bonn 
gegründete katholische Bibliotheksschule 
schon bei der Gründung ihre staatliche 
Anerkennung ' erhalten hat. 

Die Wähler haben das Wort 

Dr. Schwarz betonte, daß es bei der 
Anerkennung nicht um irgendwelche Zu­
schüsse oder öffentliche Unterstützungen 
gehe. Die Evangelische Bibliotheksschule 
fordere lediglich die staatliche Anerken­
nung, damit ihre nach den Grundsätzen 
staatliche Bibliotheksschulen ausgebilde­
ten Schülerinnen und Schüler unter den 
gleichen Bedingungen ihren Dienst auf­
nehmen könnten. Den Schülern sei bisher 
jede Vergünstigung vorenthalten worden. 
Bisher wurde immer wieder festgestellt, 
daß die Absolventen der Evangelischen 
Bibliotheksschule Göttingen nach dem Ab­
schluß ihres Lehrganges zwar sofort kirch­
liche oder öffentliche Anstellungen erhal­
ten, in ihrer tarifmäßigen Besoldung . aber 
im allgemeinen hinter ihren Kollegen von 
staatlichen Bibliotheksschulen zurückstehen 
müssen. Als bedauerlich bezeichnete Dr. 
Schwarz, daß die letzte Bitte an ,das 
!Kultusministerium vom August vorigen 
Jahres bis heute noch nicht beantwortet 
worden. 

(Fortsetzung von Seite 1) 

der Kultusminister noch die hinter ihm ste­
hende SPD hatte aber an einer gesetzlichen 
Regelung ein Interesse. 

Was endlich die Personalpolitik der Lan­
desregierung anlangt, so ist durch die Fest­
~tellungen im Minderheitsbereich des sog. 
Beyer-Ausschusses erwiesen, daß die Landes­
regierung sich nicht, wie in der Landes­
regierungserklärung verkündete, ausschließ­
lich davon hat leiten lassen. Vielmehr sind, 
wie auch nicht anders zu erwarten war, in 
'Ciner Unzahl von Fällen Einstellungen und 
Beförderungen von Beamten aus dem Grunde 
-erfolgt, weil diese das Parteibuch der SPD, 
des BHE oder des Zentrums bereits im Besitz 
hatten oder zu erwerben gezwungen waren. 
In einer ausreichenden Zahl ist dahei auch 
festgestellt, daß ausgesprochene Mängel in 
Leistung und Charakter kein Hinderungs­
grund für die parteipolitische Förderung ge­
wesen sind. Natii.rlid1 mußte es auf die SPD 
besonders peinlich wirken, daß sich der von 

ihr herausgestellte Ministerpräsident hatte 
vom SPD-Parteivorstand anschreiben lassen, 
auch bei der Besetzung hoher Richterstellen 
sozialdemokratische Gesichtspunkte anzuwen­
den. Nichts anderes wollten die damaligen 
Antragsteller unter Beweis stellen als die Be­
hauptung, daß außerhalb der Landesregie­
rung stehende Organisationen und Vereini­
gungen entscheidenden Einfluß auf deren Per· 
sonalpolitik genommen hätten. Ob es sich 
dahei im einzelnen um Briefe hoher Partei­
dienststellen oder Gewerkschaftseinladungen 
an hohe Regierungsheamte in Nachtlokale 
handelt, kann völlig gleichgültig sein. Die 
Oeffentlichkeit hatte ein Anrecht darauf, dar­
über aufgeklärt zu werden, wie sei{ens der 
Landesregierung und der einzelnen Ministe­
rien die in deren Hände gelegte Macht miß­
braucht worden ist. 

Die Wähler im Lande Niedersachsen sind 
aufgerufen, dieser maßgeblich von der SPD 
heinflußten Regierungspolitik durch ihre 
Entscheidung am 24. April 1955 ein Ende zu 
bereiten. 

Eine Landesregierung 
ohne Skandale! 

Deshalb am 24. 4. 1955: 

CDU 
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Für die CDU kandidiert in Alfeld. 

Bäckermeister Otto Meier 

Bäckermeister Otto Meier, Freden/ 
Leine stammt aus einer alten Handwerker­
familie. Seit 1940 Obermeister der Bäcker­
innung des Kreises Alfeld. Nach 1945 
kommunalpolitisch tätig u. a. als bestell­
tes Kreistagsmitglied, als Bürgermeister 
in Freden, Mitglied der CDU seit Oktober 
1948. Ratsmitgliedschaft und gewählter 
Kreisverordneter. Sonstige Ämter: Kir, 
chenvorsteher der evgl.-luth. Laurentius­
kirche Kleinfreden, Mitglied der Meister­
priifungskommission für das Bäckerhand­
werk, Aufsichtsrat des Bäckereinkaufs 
Hildesheim sowie der Genossenschaftsbank 
Freden. Vorstandsmitglied der Kreishand­
werkerschaft Alfeld. 

Sozialistische Stützpunkte 
Die „Dorfgemeinschaftshäuser 
de! Sozialministers Albert z" 

Als Lieblingsidee seines Ressorls ver­
kündete der niedersächsische Sozialminister 
Albertz für die Wahlen den Plan der 
Einrichtung von „Dorfgemeinschaftshäu­
sern". Schon Anfang Januar hatte er an 
die kommunalen Spitzenverbände, an die 
Arbeitsgemeinschaft der freien Wohl­
fahrtsverbände, an das Landvolk und die _ 
Landwirtschaftskammern geschrieben, mau 
möge sich für eine Aussprache bereit 
halten, die den Zweck haben sollte, den 
unzureichenden Anteil vieler Landgemein­
den an der allgemeinen Aufwärtsentwick­
lung zu verbessern und das wirtschaft­
liche und kulturelle Gefälle zwisohen 
Stadt und Land zum Nutzen des Landes 
zu ändern. 

Zweifellos kann und muß für das Dorf 
noch viel geschehen. Wenn man aber 
hört, daß nach dem hessischen Vorbild 
„Dorfgemeinschaftshäuser" errichtet wer­
den sollen, dann wird man stutzig, nach­
denklich und schließlich kritisch. Die 
hessischen Dorfgemeinschaftshäuser haben 
sich als sozialistisohe Stützpunkte erwie­
sen. Allerdings wird in diesen Häusern 
„streng neutral" gearbeitet. Es stellt sich 
nur immer wieder heraus, daß diese Neu­
tralität eine ausgesprochen rote Färbung 
aufweist. So begriißenswert es ist, im 
Dorf sozialen Anlagen wie eine Wäsche­
rei, Gemeinschaftsräume für kulturelle 
Veranstaltungen, einen Gesellschaftsraum 
mit Fernsehapparat , und ähnliches zu 
schaffen, so muß man doch mit äußerster 
Wachsamkeit und Nüchternheit eine ge­
plante Entwicklung .beobachten, die ver­
steckt das Ziel einer „Sozialisierung', 
des Landes verfolgt. Die Erfahrungen, die 
Parlamentarier und ·Sozialpolitiker in 
Hessen gemacht haben, sind nicht dazu 
geeignet, den Argwohn zu beseitigen, daß 
hier im Mantel der Sachliohkeit und so­
zialen Gesinnung oder gar die Liebe zum 
Landvolk raffinierte Tarnanlagen für so­
zialistische Propaganda entstehen sollen. 
Sozialminister Albertz bietet auch persön­
lich keineswegs die Gewähr, daß die 
Neutralität ernst gemeint sein könne. 

' c ..III 
'tl Cll ·;::: 

iii .a "'c .a 
.! 0 Cll -Shinkichi Tajiri-Paris Cll „ "O c 

'tl ·- c GI 

• -5 -e 
Künstler T opeten .edo·Cop•; l!•omem 

3::: •O • a .! : 3::: c. „ 
"' Cll 0 llCI „ c .... .5 

mit Entworfen von E :;:, Cll „ 
.c -5 • GI 'U -5 'U u • 
"' - c • „ 2 - ~ • 0 0 ... ID N > GI: 



Niederdeutsche 
Stimmen 

1955/7 
Seite 6· 

Steiniger Boden f Ur die PraKiS der Selbstuerwaltung 
Ein kritisches Wort zur neuen niedersächsischen Gemeindeordnung von Rechtsanwalt Dr. Hans Beitzen-Hildesheim 

Selten hat ein Gesetz schon bei seinem In­
krafttreten unter so beunruhigenden Vor­
zeichen gestanden, wie es bei der am 1. 4. 55 
in Kraft tretenden neuen Niedersächsischen 
Gemeindeordnung der Fall ist. Dies Gesetz 
wurde, nachdem es jahrelang gründlich be­
raten war, und manche sehr brauchbare und 
zweckmäßige Anregung dafür vorlag, jetzt 
plötzlich {offenbar in Torschlußpanik derbe­
vorstehenden niedersächsischen Landtags­
wahl) mit teilweise recht provisorisch vorge­
nommenen Änderungen durchgepeitsch.t und 
mit kuriosen Mehrheiten ahgenommen. Ein 
auf dem Gebiet des Kommunalwesens sehr 
erfahrener Abgeordneter der Opposition 
äußerte dazu, als er merkte, daß sich die 
Annahme des Gesetzes nicht mehr verhindern 
ließ, recht pessimistisch: „Nehmt das Gesetz 
man so sch.nell wie möglich. an, damit es sich 
d e s t o s c h n e 11 er als undurchführbar 
erweist." 

In Verbindung mit diesem Gesetz scheint 
übrigens e i n e M a s s e n f l u c h t von 
Oberstadtdirektoren und anderen höheren 
Kommunalbeamten aus Niedersachsen einzu-· 
setzen, wie der Fortgang des Oberstadtdirek­
tors B o c k e l m a n n aus Lüneburg, des 
Oberstadtdirektors Dr. S a t t l e r aus Hildes­
heim und des Kämmerers M ü t h l i n g aus 
Hannover erweist. Schon aus alledem ergibt 
sich., daß schwerwiegende Bedenken gegen 
diese Gemeindeordnung bestehen müssen. 

Mit guten Gemeindeordnungen waren wir 
in Deutsch.land in den letzten Jahrzehnten 
wirklich. nich.t gesegnet. Nach dem bis etwa 
1935 in den verschiedenen Ländern und Pro­
Ti.nzen ein sehr buntscheckiges Bild auf die­
sem Gehret vorlag (es gab ca. 50 verschiedene 
Gemeinde-, Kreis- und Provinzialordnungen), 
wurde von der nationalsozialistischen Regie­
rung einheitlich. für das ganze Reich die 
„Deutsch.e Gemeindeordnung" vom 30. 1. 35 
gesch.affen, die viele brauchbare Bestimmun­
gen enthielt, aber mit der Selbstverwaltung 
der Gemein.den zugunsten des Führerprin­
zips restlos Schluß mach.te. Nach dem.Zusam­
menbruch. verfügte u. a. die britisch.e Militär­
regierung mit Verordnung Nr. 21 vom 1. 4. 
1946 im Rahmen der „Erziehung" zur Demo­
kratie eine gewisse Wiederherstellung der 
Selbstverwaltung, wobei sie jedoch {wie aus 
dem damaligen Besatzungssystem erklärlich) 
weitgehende Eingriffsmöglichkeiten vorbe­
hielt. Man erwartete dahe·r mit Rech.t, daß 
die nunmehr wieder zuständigen deutschen 
Stellen, also auch. Regierung und Landtag in 
Niedersach.sen, eine großzügige Wiederher­
stellung der Selbstverwaltung vornehmen 
würden. 

Die neue Gemeindeordnung versuch.t denn 
auch, mit Superlativen diese ihre Absicht dar-

zutun: Daß die Gemeinde die Grundlage des 
demokratischen Staates sei, ihre Angelegen­
heiten „in eigener Verantwortung" fördere, 
in ihrem Gebiet der „ausschließliche Träger 
der gesamten öffentlichen Aufgaben sei, daß 
ihr „neue Pflichten nur durch Gesetz unter 
gleichzeitiger Sicherstellung der dazu nötigen 
Mittel auferlegt werden könnten", daß sich 
die Weisungen der Aufsichtsbehörden auf all­
gemeine Anordnungen beschränken müssen 
und nicht zur Regelung von Einzelfällen er­
lassen werden dürften, daß die Aufsicht des 
Landes die „Entschlußkraft und Verantwor­
tungsfreudigkeit der Gemeinde nicht bein­
trächtigen" sollte, daß die Ratsherren „in der 
Freiheit ihrer Entschließungen nicht be­
schränkt werden'' dürften. und daß der Rat 
in a 11 e n Angelegenheit~n zu beschließen 
hätte. - Indessen sind das, wenn man sich 
das ganze Gesetz g e n a u betrachtet, offen­
sichtlich nur Potemkinsche Dörfer. 

Hinsichtlich der inneren Gemeindeverfas­
sung kennt man die verschiedensten Systeme. 
In unserer engeren Heimat war früher in den 
Städten meist die „Magistratsverfassung" üb­
lich., bei der die höheren Beamten der Stadt, 
insbesondere der damals b e a m t e t e Ober­
bürgermeister zusammen mit ehren amtlich 
tätigen, gewählten Männern aus der Bevölke­
rung unter gemeinsamer Verantwor­
tung und Beschlußfassung die Verwaltung 
erledigten, während die von den Bürgern ge· 
wählten „Bürgervorsteher" unter Vorsitz ih­
res „Worthalters" über Haushaltsgestaltung 
und andere wichtige Angelegenheiten ent­
schieden. In E n g l a n d hatte man dagegen 
eine Art „zweigleisiges System" herausgear­
beitet, bei der ein aus der Bevölkerung ge· 
wählter Rat mit seinem Vorsitzenden (dem 
sogen. Bürgermeister oder Oberbürgermei· 
ster) die politisch.en Bestimmungen und 
Richtlinien trifft, während eine Anzahl fest­
angestellter B e r u f s beamter unter Leitung 
des {Ober· )Stadtdirektors nach den Weisun­
gen dieses Rates, aber sonst selbständig und 
ohne Eingriffsmöglichkeit des Rates die 
eigentliche V e r w a l t u n g durch.führt. Dies 
letztere System, durch. das insbesondere ga­
rantiert werden soll, daß ein u n p o l i t i -
s c h es Beamtentum sozusagen als ruhender 
Pol in der Erscheinungen Flucht und unge­
stört die Verwaltung durchführen soll, wäh­
rend der Rat in seiner p o l i t i s c h e n Zu­
sammensetzung je nach. Ausfall der perio­
dischen W a4len wechselt und naturgemäß 
unbeständig ist, wurde von der britisch.en 
Militärregierung in der schon genannten revi­
di;;rten Deutschen Gemeindeordnung vom 
1. 4. 1946 für die gesamte britische Zone, 
darunter auch für Niedersachsen, eingeführt 
und hat bis zum 31. 3. 1955 hier Geltung. 

Spitzenvereinigungen die Landesregierung 
und die Landtagsmehrheit zu dieser Rege­
lung? Es ist ein offenes Geheimnis, daß das 
gesch.ah, weil im Landtag eine ganze Reihe 
von Oberbürgermeistern und Landräten {man 
sprich.t sogar von der „Fraktion der Ober­
bürgermeister und Landräte") aus irgend 
einem falsch. verstandenen Ehrgeiz oder ei­
nem sonstigen Machtstreben heraus eine do­
minierende Stellung des Oberbürgermeisters 
bzw. des Rates gegenüber dem Oberstadt­
direktor wünschten, und daß die nunmehr 
im Gesetz zum Niederschlag gekommene Re­
gelung diesen Wünschen weitgehende Rech­
nung trug, um die notwendige Mehrheit für 
das ganze Gesetz herauszubekommen. Das 
muß um so mehr verwundern, weil man mit 
einem ähnlichen, rein politischen „ Verwal­
tungsausschuß", nämlich dem Polizeiaus­
schuß" alt er Art, noch vor einiger Zeit so 
trübe Erfahrungen gemacht zu haben behaup­
tete, daß man ihn durch das Gesetz vom 
31. 3. 1951 nach kaum vierjährigem Bestehen 
wieder abschaffte. Wenn die Väter der neuen 
Gemeindeordnung { d. h. insbesondere der 
Ministerialbürokratie) zu dieser Konzession 

an die „Fraktion der Oberbürgermeister und 
Landräte" bereit waren, so geschah das offen­
bar, weil man im übrigen {anscheinend unbe­
merkt von der Landtagsmehrheit) d a s 
Uebergewicht der Regierung 
über die Selbstverwaltung durch das neue Ge­
setz trotz aller eingangs erwähnten „gol­
denen Worte" in geradezu unerhörter Weise 
zu verstärken suchte. Man sch.affte nicht nur 
die noch aus der nationalsozialistischen Zeit 
bzw. der Zeit der Militärregierung stammen· 
den Besch.ränkungen der Selbstverwaltung 
n i c h t ab, sondern baute sie darüber hinaus 
n o c h s o w e i t a u s , daß es ab 1. 4. 1955 
praktisch eine Selbstverwaltung der Gemein­
den in Niedersach.sen überhaupt kaum noch. 
geben wird. Und der Landtag nahm das Ge­
setz trotzdem an, wohl, weil er wegen seiner 
Streitigkeiten über die grundsätzliche Gestal. 
tung der i n n e r e n Gemeindeverfassung auf 
die „Äußerlichkeiten" der den Aufsich.tsbe­
hörden im Gesetz eingeräumten Rechte gar 
nicht achtete. Anders wäre die dabei heraus­
gekommene Fassung des Gesetzes gar nicht 
verständlich. 

Die ·macht der Aufsichtsbehörden 
So ist nach der neuen Gemeindeordnung die 

Genehmigung der Landesregie­
rung bzw. der Aufsich.tsbehörde u. a. nötig: 
Bei der Aenderung des Namens der Ge­
meinde, bei der Annahme neuer Wappen und 
Flaggen oder ihrer Aenderung {warum sich 
nicht jede Gemeinde wenigstens ein Wappen 
nach. ihrem ureigenen Geschmack anschaffen 
soll, ist nich.t verständlich), bei der unentgelt­
lichen Veräußerung von V ermögensgegen­
ständen {also theoretisch auch. bei jeder klei­
nen Schenkung an verdiente Beamte oder 
Bürger), bei Verkauf oder Tausch. von Grund­
stücken ( au,ch wenn es sich. nur um wenige 
Quadratmeter handelt), bei der Einsetzung 
von Darlehensbeträgen oder Kassenkrediten 
in den außerordentlichen Haushalt und dann 
nochmals bei der Aufnahme von Darlehen 
bzw. Uebernahme von Bürgsch.aften. 

Die Aufsichtsbehörde kann schließlich ei­
nen Kommissar für die Durchführung der 
Gemeindeaufgaben bestellen. Rechtsge­
schäfte, die von ihr nicht genehmigt wurden, 
sind nichtig, und über die gewöhnlich.e Auf. 
sicht hinaus wird noch. der Begriff der sogn. 
„Fach.aufsieht" eingeführt. 

Daß bei einem solchen Katalog von Befug­
nissen der Aufsich.tsbehörde - selbst wenn 
für die Städte noch Milderungen in den Aus­

. führungsbestimmungen einträten - für eine 
f r e i e Selbstverwaltung k e i n R a u m 
m eh r bleibt, dürfte auf der Hand liegen: 

Falscher Ehroeiz der „Landrate-FraMtlon" · 

Ferner hat die Aufsichtsbehörde das Ent­
scheidungsrech.t bei Beanstandung von Rats­
besch.lüssen durch Verwaltungsaussch.uß oder 
Oberstadtdirektor, sie kann Aufgaben des 
übertragenen Wirkungskreises auf Kosten 
der Gemeinde selbst ausüben, kann Ersatz­
ansprüch.e gegen den Oberstadtdirektor 
durch.führen, ist Einleitungsbehörde für 
Dienststrafverfahren der höheren Kommu­
nalbeamten, an sie muß die vorgeschriebene 
Mitteilung über die Beteiligung der Ge­
meinde an wirtschaftlichen Unternehmungen 
gerichtet werden, ihr ist die Haushaltssatzung 
mit Anlagen vorzulegen, sie kann überört­
liche Prüfungen in Haushalts-, Kassen- und 
Rechnungswesen anordnen, ja sie kann sich 
jederzeit über die ganzen Verhältnisse der 
Gemeinde unterrichten, kann durch. Beauf­
tragte an Ort und Stelle prüfen und besich­
tigen, mündliche und schriftliche Berichte 
sowie Niederschriften des Rates einsehen, 
kann sogar (im G e g e n s a t z zu der dies­
bezüglichen Bestimmung des § 109 der revi­
dierten Deutschen Gemeindeordnung) Be­
schlüsse und andere Maßnahmen der Ge­
meinde b e a n s t a n d e n , die dann nicht 
vollzogen werden dürfen, gegebenenfalls wie­
der rückgängig gemach.t werden müssen. 

Und erinnern wir uns: d i e s B i l d der Be­
strebungen der Ministerialbürokratie, die 
Selbstverwaltung möglichst auszuschließen 
oder doch bis zur praktischen Bedeutungs­
losigkeit zu beschränken, haben wir in Nie­
dersachsen s c h o n m e h r f a c h erlebt. Ge­
rade hier gibt es schon zwei große Gesetze, 
die die Selbstverwaltung der Gemeinden auf 
ihrem ureigensten Gebiet beträchtlich. einge­
Rch.ränkt haben. Das ist einmal das schon oben 
erwähnte „Gesetz über die öffentliche Sich.er­
heit und Ordnung" vom 21. 3. 1951, durch. 
die der Einfluß der Bevölkerung auf die Po­
lizeiverwaltung praktisch völlig beseitigt wer­
den sollte {mit dem Erfolg der an dieser 
Stelle schon früher geschilderten Korrup· 
tionserscheinungen); und das ist ferner das 
S c h u l v e r w a l t u n g s g e s e t z vom 19. 
5. 1954 {wohl zu unterscheiden von dem kon­
fessionell umkämpften Schulgesetz), durch. 
das die uralte Mitwirkung der Selbstverwal­
tung im Schulwesen ebenfalls praktisch. be­
seitigt wurde. 

Die n e u e Niedersäch.sische Gemeindeord­
nung hat weder das eine noch. das andere Sy­
etem ganz übernommen. Sie behält in gewis­
ser Weise die Zweigleisigkeit bei, überträgt 
aber die L e i t u n g der Verwaltung - die 
nacli der bisherigen Gemeindeordnung konse­
quentermaßen der Oberstadtdirektor selb­
ständig führte - e i n e m m e h r k ö p f i -
gen, aus Oberbürgermeister und {„Sena­
toren" genannten) Ratsherren bestehenden 
„ Verwaltungsau s schuß", an des­
sen Sitzungen der Oberstadtdirektor wohl be­
ratend, aber o h n e S t i m m recht teilnimmt. 
Auch die wiclitigsten Aufgaben des in der 
bisherigen Gemeindeordnung ebenfalls mit 
gewisser Selbständigkeit und eigener Verant­
wortung umkleideten Kämmerers sind in der 
neuen Gemeindeordnung dem Verwaltungs­
ausschuß übertragen. 

Das dürfte es sein, was wegen der starken 
Beschränkung ihrer Eigeninitiative höhere 
Gemeindebeamte zur Flucht aus Niedersach­
sen bewogen hat, außerdem aber auch den 
Keim praktischer Undurchführbarkeit in sich 
trägt. Denn es ist schon rein z e i t l i c h völ­
lig ausgeschlossen, daß Oberbürgermeister 
und Senatoren, die ja fast immer einen 
Hauptberuf haben und als Ratsherren nur 

ehrenamtlich nebenher tätig sind, die ganze 
komplizierte Verwaltung führen können. Ab­
gesehen davon, ist es ·doch fraglich, ob die 
aus der Bevölkerung und allen möglichen Be­
rufen, nur nicht aus ' der Verwaltung kom­
menden Ratsherren die F ä h i g k e i t e n 
dazu besitzen. 

Es muß also die Regelung, wie sie in der neu-
' en Gemeindeordnung vorgesehen ist, irgend­

einen Ausweg suchen. Entweder macht der 
Verwaltungsausschuß von der im Gesetz vor­
gesehenen Möglichkeit Gebrauch, „bestimmte 
Angelegenheiten oder Gruppen von Ange­
legenheiten dem Gemeindedirektor und au­
ßerdem {wie es jetzt möglich ist) „bestimmte 
Angelegenheiten auch auf {andere) Aus­
schüsse zu übertragen". Dann wird es im we­
sentlichen bei der bisherigen. Regelung blei­
hen, die jedoch in diesem Fall durch eine 
übermäßige Dezentralisation erheblich ver­
schlechtert werden dürfte. Oder der Verwal­
tungsausschuß versucht aus eigener Kraft, der 
Verwaltungsarbeit Herr zu werden - dann 
m u ß er angesichts der völligen Aussichts­
losigkeit dieses Versuchs iiber kurz oder lang 
ein Fiasko erleiden. 

Warum kamen trotzdem und trotz schärf­
ster Gegenvorstellungen der kommunalen 

Niedersachsen zeigt daher offensich.tlich. in 
gerader Linie ein konsequentes Bestreben 
der Landesregierung und ihrer Ministerial· 
bürokratie, unter Ausnutzung der augenblick­
lichen Landtagsmehrheit die Selbstverwal­
tung völlig bedeutungslos zu machen. Es wird 
die höchste Zeit. daß die Bevölkerung mit 
allen zulässigen Mitteln dagegen angeht, 
wenn das Land nicht vollends ein Friedhof 
der Selbstverwaltung und damit der Demo­
kratie überhaupt werden soll. 

Empfehlenswerte Bücher: 
Henry Heinz Lunau: 

Revolte in USA 
Bechtle-Verlag, Eßlingen 

Henry Heinz Lunau schrieb schon 1948 ein sehr 
mutiges Buch gegen die Nürnberger Pauschal­
Urteile, das ihm den Beinamen „Advokat der 
Deutschen" eintrug, und das ihm wohl viel Haß 
und Mißtrauen erbracht hat. 

Der Bechtle-Verlag, Eßlingen, legt jetzt eine 
neue Schrift Lunaus „Revolte in USA" vor: ein 
Buch, das man nicht wieder aus der Hand legt, 
bevor man nicht die letzte Seite gelesen hat. Eine 

der besten Schilderungen des Umschwungs in den 
USA, der für Europäer überraschenden Abkehr 
des amerikanischen Volkes von Roosevelt und 
seiner Epoche, eine tendenzlose Berichterstattung 
der ·"Revolte" gegen das „New-Deal-System", 
eine Deutung und Würdigung Mac Carthy's und: 
eine . schonungslose Aufdeckung der bolschewisti· 
sehen Spionage und ihres Eindringens in den 
Staatsapparat bis in die Vorzimmer des Präsi­
denten. Alles in allem eine notwendige Schrift~ 
denn sie weckt Verständnis für die W andlun'g 
der USA nach 1945 und verhindert oberflächliche 
und überhebliche Kommentare über diese Revolu-
tion der Stille. nd. 
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BAUSTOFF G R 0 .S S H A N D L U N G 
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sozialen Sektor viel Not und Leid ge­
mildert werden. 

Linus Kalher gestern und heule 
Durch die am 23. Februar 1955 in der 

dritten Lesung im Bundestag verabschiede­
ten Novelle zum Lastenausgleichsgesetz 
werden weitere wesentliche Verbesserun­
gen des Gesetzes erreicht. 

Bei der Behandlung des Themas „Das 
Vertriebenenproblem" auf dem vierten 
)Bundesparteitag der CDU im April 1953 
iin Hamburg sagte MdB. Linus Kather, 
.damals noch CDU - Bundestagsabgeordne­
·ter, wörtlich. folgendes: 
~ „Für die Wahlen kommt es nicht so 

sehr auf das an, was wir tun wollen, als 
auf das, was wir getan haben" ... : .• i 
Dann fuhr er fort: „Immer waren die 
_:ßroßen Fragen noch ungelöst, immer stan­
,den wir mehr oder weniger in großer 
Entfernung von der Bewältigung der gro­
;ßen gesetzgeberischen Aufgaben, vor die 
,dieses gewaltige Problem uns gestellt 
:hatte. 

Heute ist es zum ersten Mal anders. 
·wenn auch die Zukunft noch manche 
Arbeit für uns bereit hält, so glaube ich 
.doch, sagen zu können, daß wir die für 
die Eingliederung der Vertriebenen und 
·Flüchtlinge wichtigsten Gesetze verab­
t1chiedet haben. Icli nenne das Gesetz zu 
Art. 131 GG., das Lastenausgleichsgesetz 
mit dem Feststellungsgesetz und das 
Bundesvertriebenengesetz. Es .steht für je-

.den urteilsfähigen Beobachter der parla­
.mentarischen Arbeit außer Zweifel, daß, 
wenn auch viele Wünsche unerfüllt ge­
'blieben sind, wenn auch manche Ver­
besserung notwendig ist, der Deutsche 
Bundestag mit diesen Gesetzeswerken 
.eine große Leistung vollbracht hat. 

Es wird unsere Aufgabe sein, im 
Wahlkampf diese Erfolge sichtbar zu 

- ,machen, auch den großen Anteil, 
. .den unsere Partei (CDU) an diesen 
Erfolgen gehabt hat. Das Gesetz zu Art. 
131 haben wir in seinen entscheidenden 

Bestimmungen ebenso gegen die Sozial­
demokratische Partei durchsetzen müssen 
wie das Feststellungsgesetz und das La­
stenausgleichsgesetz im ganzen. Auch das 
Bundesvertriebenengesetz wäre ohne unser 
Mitwirken nicht zustande gekommen . : • " 
„Ich halte es für meine Pflicht, heute 
und hier hervorzuheben, daß bei diesen 
vier Eingliederungsgesetzen in den schwie­
rigen und entscheiden:den Phasen der 
Bundeskanzler jeweils die ganze politi­
sche Tragweite der Situation erkannt und 
sich eindeutig zu dem, was politisch not­
wendig war, bekannt hat. Ich danke ihm 
dafür und ich fühle mich umso mehr dazu 
angetrieben, als ich genau weiß, daß er im 
Kabinett es insofern nicht immer gerade 
leicht gehabt hat." 

In seinen weiteren Ausführungen stellte 
Dr. Kather fest: „Mit diesen Gesetzen 
sind die Grundlagen geschaffen für eine 
schnelle Eingliederung der Vertriebenen 
auf gesunder wirtschaftlicher Grundlage. 
Es war das Hauptanliegen der Vertriebe­
nen, daß der Lastenausgleich so geschaf­
fen sein sollte, daß wenigstens in den er­
sten Jahren für die produktive Eingliederung 
1 Milliarde DM pro Jahr zur Verfügung 
stehen sollte . • • Sie wissen, welche ne­
gativen Ovationen mir von der Opposition 
deshalb dargebracht wurden. Die SPD 
sprach von dem Unfall, der BHE von dem 
lleinfall Dr. Kathers . • . Es war damals 
nicht ganz leicht, gegen das Trommelfeuer 
seitens der Opposition a~zukämpfen." 

Dr. Kather hatte Recht; der oftmals so 
viel gelästerte Lastenausgleich ist eine 

echte Eingliederungsmaßnahme 
geworden. 

Leistungen der Sol orthille und des Lastenausgleichs 
In der Zeit vom August 1949 bis 31. 

Dezember 1954 wurden rund 14 Milliar­
,den DM an die Anspruchsberechtigten 

1. Kriegsschadensre~J.te 
an 
davon Empfänger von Ent­
schädigungsrente 

2. Beihilfen aus dem Härtefonds 
an 

.3. Währungsausgleich 
an 

4. Altsparerentschädigung 

.5. Hausratshilfe und Beihilfe zur 
Hausratsbeschaffung 
bewilligte Fälle 1. Rate 
bewilligte Fälle 2. llate 
Hausratsbeschaffung aus dem 
Härtefonds (Zonenflüchtlinge) 

zusammen: 

.6. Förderung der gewerblichen 
Wirtschaft und der freien 

Berufe 
an 
Aufstockungen 
aus dem Härtefonds 

insgesamt: 

· 7. Förderung der Landwirtschaft 
Darlehen 
a) Neusiedlungen 
b) Pachtungen 
c) Erwerb, einschl. Einheiraten 

insgesamt: 
mit einer Betriebsfläche von 
343.728 ha 

d) 938 Aufbaudarlehen aus dem 
Härtefonds 

zusammen: 

8. Förderung des Wohnungsbaus 
Aufbaudarlehen für 
weitere Förderungsmittel für 
den Wohnungsbau 
Förderungsmittel für den 
Umsiedlerwohnungsbau 
aus dem Härtefonds für 
zusammen für den sozialen 
Wohnungsbau 

9. Arbeitsplatzbeschaffung 

10. 

bewilligte Darlehen 3 609 Fälle 
78 497 Arbeitsplätze 

Ausbildungshilfe 
an 
davon Schüler an mittleren 
und höheren Schulen 
Studierende an Berufsfach­
und Fachschulen 
Studierende an Hochschulen 
Akademiker im Ausbildungs­
dienst 
Lehrlinge, Anlernlinge und 
Praktikanten 

· 11. Heimförderung 
Darlehen und Beihilfen für 
3000 Heime 

aus den verschiedenen Leistungssparten 
zur Auszahlung gebracht bezw. als Exi­
stenzaufbaudarlehen vergeben. 

Parteien DM 

872 425 

38987 

3961 

2446 257 

3 604982 
1011820 

55261 

180 236 
12065 

5621 

Stellen 
25971 
14546 
15650 
56167 

Wohnungen 
307 000 

8319 

Parteien 
825 674 

242183 

114 206 
64409 

9110 

395766 

3,839 Mill. 

4 

749 

142 

Mill. 

Mill. 

Mill. 

2,479 Mill. 

1,015 Mill. 

630 Mill. 

840 Mill. 

3,412 Mill. 

224 
29 

4505 

265 

323 

132 

Mill. 
Mill. 

Mill. 

Mill. 

Mill. 

Mill. 

Die Gesamtsumme für Aufbaudadehen 
und Darlehen zur Beschaffung von Ar­
beitsplätzen, die nach dem Lastenaus­
gleichsschlußgesetz im Jahre 1957 mit 
der Hauptentschädigung verrechnet wer­
den, beträgt also 6 547 Mill. D:'\1. 

Mit diesen sehr beachtlichen Summen 
konnte sehr viel zum wirtschaftlichen 
Wiederaufbau in Form von Existenz­
gi·ünden beigetragen, aber auch auf dem 

Fiir die CDU kandidiert in Dannenbc1·g. 

Rechtsanwalt Ernst Hensel 
Am 26. Februar 1902 wurde ich in Gr.­

N ebrau, Krs. Marienwerder /Westpreußen 
als Sohn des Schneidemühlenbesittzers· 
Richard H eil. s e l und seiner Ehefrau 
Margarethe geb. Friingel geboren. Schon 
im jugendlichen Alter kam ich nach Ost­
preuf~en, woher mein Vater stammte. Dort 
bin ich aufgewachsen. Nachdem ich mich 
zu Beginn des Jahres 1919 freiwillig zum 

Grenzschutz gemeldet hatte, kehrte ich 
nach Auflösung desselben auf das Huma­
nistische Gymnasium nach Lyck zurück, 
wo .ich im Februar 1920 mein Abiturien­
tenc.\.amen able,gte. Ich studierte dann 
Jura. Nach kurzer Tätigkeit als Richter 
ließ ich mich im J ahre 1930 als Anwalt 
in Königsberg nieder. Meine Anwalts­
Draxis iibte ich bis zu meiner Einberu­
f urig zur Wehrmacht im Jahre 1942 aus. 
Ich kam dann nach kurzer Ausbildung 
nach llußland, wo ich zum Unteroffizier 
befördert wurde und als Nebelwerfer an 
einer Reihe von Schlachten, insbesondere 
an den Kämpfen um Woronesch teil-, 
nahm. 

Als meine Batterie nach Stalingrad in 
Marsch gesetzt wurde, wurde ich auf 
Betr eiben des Präsidenten der Anwalts­
kammer in Königsberg u. k. gestellt und 
kam als Sachbearbeiter zm· Preisbildungs-

Zähe und ausdauernde Arbeit, nicht 
unsachliche Kritik und Nörgelei führen 
zum Erfolg. Das im Jahre 1957 fällige 
Lastenausgleichsschlußgesetz wird diese 
Feststellung bestätigen. 

Hoffentlich ist auch Herr Dr. Kather 
trotz Parteienwechsel mit uns heute noch 
der gleichen Auffassung, daß der CDU 
der wesentlichste Anteil an diesem gro­
ßen Werk der Enschädigung gebührt. 

stelle in Königsberg. Nach dem Aus­
scheiden des derzeitigen Leiters der Preis­
bildungsstelle .wurde mir die Leitung der­
selbsen übertragen und nach Auflösung 
der Preisbildungsstelle kam ich dann zur 
Regierung in Königsberg, wo mir nach 
der Ausbombung Königsbergs die Leitung 
der Feststellungsbehörde des Regierungs­
präsidenten anvertraut wurde. Bei Beginn 
der Kämpfe um Königsberg wurde ich 
damit beauftragt, eine Ausweichstelle der 
Regierung Königsberg bei der Regierung 
Köslin aufzubauen, welchen Auftrag ich 
jedoch nicht mehr ausführen konnte, da 
kurz nach meinem Eintreffen in Köslin 
auch die Russen dort erschienen. · 

Nach dem Zusammenbruch baute ich im 
Kreise Dannenberg die dDU auf, zu 
deren Kreisvorsitzenden ich bereits im 
Jahre 1946 gewählt wurde, in welcher 
Eigenschaft ich auch heute poch tätig bin. 
Daneben beschäftigte ich mich eingehend 
mit den Vertriebenenproblemen und reicq­
te bereits im Jahre 1946 der Niedersäch­
sischen Landesregierung eine Denkschrift 
über die Eingliederung der Vertriebenen 
in die westdeutsche Wirtschaft ein. Ich 
übernahm bald danach die Leitung des 
Kreisflüchtlingsamtes im Kreise und war 
in dieser Eigenschaft bis zu meiner Wie­
derzulassung als Anwalt im Jahre _1948 
tätig. 

Dber den Kreis hinaus betätigte ich 
mich in der Flüchtlingsbewegung dadurch, 
daß ich die verschiedenen damals beste­
henden Vertriebenenverbände zu einer Ta­
gung in der Göhrde einlud, auf welcher 
Tagung dann der allgemeine Zusammen­
schluß erfolgte und dann zur Vertretung 
nach außenhin 1 ein sogenannter Elfer­
ausschuß gewählt wurde. Dieser Elfer­
ausschuß wählte mich zu seinem Vor­
sitzenden. Da ich schon bald den Eindruck 
gewann, daß es einem Teil der im Elfer­
ausschuß befindlichen Frauen und .Männer 
weniger auf eine Förderung der Intere8sen 
der Vertriebenen als auf persönliche und 
parteipolitische Dinge ankam, und weil 
ich auch als Anwalt meinem Beruf nach­
gehen muf~te, zog ich mich dann aus die­
ser Arbeit zurück. Seit dieser Zeit habe 
ich mich politisch nur noch in meiner 
Eigenschaft als Kreisvorsitzender betätigt, 
zumal ich auch in meiner Praxis voll aus­
gelastet bin. Dem BVD gehöre ich seit 
seiner Gründung an, da ich ja in meiner 
Eigenschaft als Leiter des Kreisflücht­
lingsamtes im Kreise den sogenannten 
ZVD, also den Vorgänger des BVD, ge­
gründet habe. 

DannenbergjElbe, den 15. März 1955. 

Ernst Hensel 

Verschleift von BDE-Abgeordneten 
Bei der niedersächsischen Landtags­

wahl im Jahre 1951 wurden 21 EHE-Ab­
geordnete gewählt, und zwar ein Abgeord­
neter in der direkten Wahl und 20 über 
die Landesergänzungsliste. In der Land­
tagssitzung Anfang Februar 1955 wurde 
bekanntgegeben, daß der EHE-Abgeord­
nete Hasler sein Landtagsmandat nieder­
gelegt hat der auf der Landesergänzungs­
liste folgende Nächste, Herr Hans Schütt, 
an seine Stelle als Abgeordneter in den 
Landtag berufen wird. Herr Schütt steht 
auf der Landesliste an 40. Stelle. Es sind 
also im Laufe von nicht ganz 4 Jahren 
über die Landesergänzungsliste des BHE 
genau so viele Abgeordnete nachgerückt, 
als seinerzeit über die Landesergänzungs­
liste gewählt waren, nämlich 20 Kandi­
daten. Das kann man wohl als einen über­
mäßig großen Verschleiß bezeichnenJ 
Wenn aber die Ursache dieses ungeheuren 
Verschleißes gesucht wird, so stellt man 
fest, daß ehemalige gewählte oder nach­
gerückte Kandidaten ihr Landtagsmandat 
niederlegten, da sie in andere landes­
beamtliche Stellen oder Funktionen be­
rufen wurden. Es bekleiden heute von 
diesen zurückgetretenen , Abgeordneten 
verschieden hohe und beachtliche Posten 
m der Landesverwaltung. Da ist ein 

Staatssekretär, ein ·Polizeipräsident, em 
Leiter des Landesernährungsamtes und 
dergleichen mehr. Die Koalitionsfreund­
schaft mit der SPD hat sich glänzend 
bewährt und bezahlt gemacht. Ob die 
Wähler des BHE darüber besonders er­
fr~ut sind, steht auf einem anderen Blatt. 
Oftmals 'hört man aber nur die ver­
bitterte Kritik, daß sie die Steigbügel­
halter für einige wenige Parteifunktionäre 
waren. 

Heimatvertriebener Kandidat 
in Hannover-Land 

Die Kreisversammlung der CDU im 
Kreisverband Hannover-Land wählte in 
geheimer Wahl einstimmig zum Kandi­
daten des Wahlkreises 7 Hannover-Land 
den Angestellten Johannes Gor s k i aus 
Engelbostel, Landkreis Hannover. 

Geschäftliches 
Unserer heutigel;I. Ausgabe liegen wieder 

Toto-Wettscheine des Niedersächsischen Fuß­
ball-Totos bei. Diese Wettscheine sind für 
den Spielplan 2./3. April 1955 bestimmt. 
Recht viel Toto-vlück! 
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Propheten haben sich geirrt: 

Das Kindergeldgesetz ist gut ange1au1en 
Vor dem sozialpolitischen Arbeitskreis 

der CDU/CSU gab der Geschäftsführer 
des neu ~eschaffenen Gesamtverbandes der 
Kindergeld-Ausgleichskassen bei den ge­
werblichen Berufsgenossenschaften, Dr. 
Lauterbach, den ersten Bericht über das 
Anlaufen der Kindergeldauszahlungen. 
Allen Unkenrufen überkluger Propheten 
zum Trotz ist dee Anlauf in den ersten 
zehn Wochen gut und reibungslos. Ins­
gesamt rechnet man mit 1350000 Berech­
tigten aus den beiden Gesetzen. Die Zahl 
wird sich noch um ca. 50 000 nach V er­
abschiedung des Kindergeldschlußgesetzes 
erhöhen. Dann ist aber auch alles erfaßt. 

36 gewerbliche und 18 landwirtschaft­
liche Berufsgenossenschaften sind die 
Träger. Im gewerblichen Sektor zeigt sich 
folgendes Zahlenbild: 850 000 Berechtigte 
fallen in diesen Sektor, davon haben in 
den ersten zehn Wochen bereits 500 000 
das Kindergeld ausgezahlt erhalten. Kein 
Antragsteller hat länger als 3 Wochen 
auf die Erledigung seines Antrages ge­
wartet. Die ohne Schematismus und ohne 
Bürokratie aufgezogene Organisation hat 
sich glänzend bewährt. Drei Kräfte beim 
Gesamtverband und 401 bei den gewerb­
lichen und 172 im landwirfschaftlichen 
Sektor, ein großer Teil nur für den An­
lauf zusätzlich eingestellte Arbeitskräfte, 
haben diese Arbeit bewältigt. Unter diesen 
kein eiiiziger höherer Beamter. 

Bis zum Berichtstag (15. 3. 1955) sind 
bereits an die 50 Mill. DM an Kinder­
geld ausgezahlt . . Dber zwei Drittel d~r 
eingereichten Anträge sind honoriert. Auch 
beim Auszahlungsverfahren hat man sich 
auf kein einheitliches Schema festgelegt, 
sondern mehrere Auszahlungsarten mit Er­
folg angewandt. Verfahrensarten: 

1.. Auszahlung durch die B et r i e b e. 
Die Betriebe haben sich sehr schnell ein­
gespielt. Viele mittlere Betriebe fordern, 
daß man ihnen die Auszahlung überträgt. 

2. Auszahlung durch die Post. Mit der 
Post wurde vereinbart, daß die Kinder­
geldauszahlung am ·Schalter an einem 
Termin erfolgt, der mit keiner anderen 
Rentenauszahlung .zusammenfällt. (Immer 
der 2. des folgenden Monats.) 

3. Auszahlung durch Scheck. Für je­
den Berechtigten wird ein Scheckheft aus­
'gegeben. Es enthält 12 Schecks. Auf 
jedem Scheck ist der Monat eingedruckt. 
Der fällige Scheck kann bei jeder Bank , 

durch 

kostenlos eingelöst werden. Kleine Betriebe 
nehmen die Scheckhefte an sich und lösen 
die fälligen Scheks termingemäß ein. 

4. Auch eine D i r e k t ü b e .r w e i -
s u n g ist möglich, aber sie ist zu kost­
spielig und zeitraubend. 

Das billigste und am wenigsten umständ­
liche Verfahren ist das mit dem Scheck­
heft. Bis Mitte Februar waren eine halbe 
Million solcher Scheckhefte ausgegeben. 

Dber das Anlaufen im landwirtschaft­
lichen Sektor berichtete Dr. Breitbach, 
der Hauptgeschäftsführer für die land­
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften. In 
diesem Sektor geht es langsamer. Dies 
liegt in der anders gelagerten Struktur. 

Zusammenfassend kann wohl festgestellt 
werden, daß alle diejenigen, die eine 
staatliche Durchführung verlangten und 
der privaten Initiative, der Selbstverwal.­
tung, die Fähigkeit absprachen, die Durch­
führung zu garantieren, falsch prophezei­
ten. Wäre es nach den „Neinsagern", der 
SPD, dem BHE, der FDP und der DP 
gangen, so hätten wir nicht nur einen sehr 
teuren, . sondern auch bürokratischen 
Durchführungsapparat erhalten und die 
Berechtigten hätten noch sehr lange auf 
Kindergeld gewartet. 

Die CDU/CSU war gut beraten, als sie 
dieses Gesetz allein und in dieser Form 
durchzog. 

Ernst Ku n .ts eher, MdB 

Herr Heus er will es wissen! 
Wer Herr Heuser ist, sagen wir Ihnen 

spä~er. Zunächst sollen Sie erfah_ren, was 
Herr Heuser sagt. 

Der deutsche Arbeiter wird zum Lohn­
sklaven, sagt Herr Heuser, weil P.r nichts 
mehr hat als Schulden! Und das durch 
die teuflische List der Unternehmer! Die 
machen das so: stellen Musiktruhen, 
Fernsehschränke, Kühlschränke, Motor­
räder mit und ohne Beiwagen, Mopeds 
und Motorroller, Fotoapparate und ver­
lockende Sportausrüstungen in die Schau­
fenster, an denen der Arbeiter so oft ent­
langmarschieren muß, bis ihm einfach 
nichts anderes übrig bleibt, als hineinzu­
gehen und eines oder mehrere dieser 
schönen Dinge zu erwerben - natürlich 
auf Ratenzahlung, denn er ist ja, Gott sei 
Dank, kein Kapitalist! Und damit haben 
ihn die Kapitalisten da, wo sie ihn haben 
wollten: in die Zinsknechtschaft! Denn Sie 
glauben doch nicht etwa, die Ausbeuter 
verkauften . gegen Ratenzahlung, um den 

" Umsatz zu erhöhen? Nein! einzig und 
allein, um dem Arbeiter den geringen, 
sauer verdienten Lohn schnell wieder aus 
der Tasche "zu ziehen, damit nichts übrig 
bleibt, „um zu gewerkschaftlichen Kampf­
mitteln zu greifen!" 

Dies Geheimnis hat nun ein Herr Fritz 
Heuser enthüllt, der als Vorsitzender des 
Bundestechnikerausschusses des DGB in 
Hannover einen Vortrag über das Thema 
„Technik und Wohlstand" hielt. Ihm wur­
de offensichtlich schwül bei dem Ge­
danken, daß der Arbeiter seinen Lohn 

lieber für die Anschaffung von Privat­
eigentum ( ! !) , zur unmittelbaren Erhö­
hung seines Lebensstandards und seiner 
Lebensfreude ausgibt, als laufend hohe 
und immer höhere Beiträge in die Gewerk­
schaftskassen zu zahlen und dafür auf Be­
fehl der gut und sicher bezahlten Ge­
werkschaftsfunktionäre immer dann, wenn 
es denen paßt, streiken zu miissen ! Denn 
wo bleiben diese Funktionäre, wenn die · 
Beiträge absinken? 

Die SED kennt da 
von Privateigentum 
(wie? sagt Pankow), 

einen• Ausweg: Kauf 
unmöglich machen 
dafür dem Arbeiter 

Rasch-Tapeten 
9,3 Millionen Rollen betrug die Pro­

duktion der Tapetenfabrik Gehr Rasch & 
Co., Bramsche, im Jahre 1954. Damit 
wurde der bisher höchste Umsatz dieser 
im Familienbesitz befindlichen Firma er­
reicht. Die Politik der. Beteiligung hervor­
ragender Künstler des In- und Auslandes 
an den Kollektionen hat sich bewährt und 
soll fortgesetzt werden. 

Erhebliche Investierungen wurden vor­
genommen zur Herstellung _einer neuen 
100% abwaschbaren Tapete, die unter 
dem Namen „Rasch Lotura" auf den 
Markt gebracht wird. Das Verfahren wur­
de auf Lizenzbasis von Engblads Tapet­
fabrik in Göteborg (Schweden) übernom­
men. Die neugeschaffene Kapazität ist 
voll ausgelastet. 

WIR DRUCKEN FÜR SIE 
PLAKATE 
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„freiwillige Zwangsspenden" in Höhe des 
nun nicht mehr verwendbaren Betrages 
zur Stärkung der Gewerkschaftskasse 
„empfehlen". Er kann dann umso öfter 
streiken und damit werden die Schau­
fenster sowieso leer! Vielleicht sprechen 
die deutschen Arbeiter einmal ein offenes 
Wort mit Herrn Fritz Heuser über diese 
Zukunftsaussichten! 

Dies sollten Sie lesen! 
Dr. Fritz Gaus e : 

Deutsch-Slavische Schid<salsgemeinschaft 
Holzner-Verlag, Würzburg 

Ein leider viel zu wenig bekanntes Buch, diesei­
Abriß einer Geschichte Ostdeutschlands und seiner 
N" achbarländer! Jeder Vertriebene sollte diese 
Schrift besitzen. Jeder noch in Freiheit und Besit2 
Lebende müßte sie lesen. jEine lebendige, sach­
liche Darstellung der Geschichte des ganzen Ost. 
raumes, die in alle Bibliotheken, ganz besonders 
aber in die Hancl der Lehrer unserer Schulen 
gehört. Ohne jede Schärfe, frei"von aller Polemik 
und jede Verbitterung zurüd<haltend, im völker. 
verständigendem Sinne eines Gottfried Herder 
geschrieben, reiht der Verfasser die Daten de& 
volklichen und staatlichen Werdens aneinander. 
Er untersucht die Spannungen, er ded<t die 
Gründe auf, er stellt die ge~einsame Leistung 
aller Mensd1en verschiedenen Volkstums zwischen 
clem Baltikum und dem Balkan fest, schildert die 
Passion und Größe cles Deutschtums und hat zum 
Schluß den Mut - es scheint immer noch Mut 
dazu zu gehören - wertend und warnend zu er­
innern und zu mahnen: 

Mit dem Zusammenbruch Deutschlands ist auch. 
Preußen als Staat ausgetilgt worden. Es ist sym­
bolhaft, daß der Bescltluß zur Aufhebung Preu• 
ßens 1947 auf der Außenministerkonferenz io 
Moskau gefaßt wurde. Es war der Triumpf Ruß­
lands über den Staat, der ihm bis dahin bei seinem 
weiteren Vordringen nach Europa im Wege ge­
wesen war, und es war zugleich ein Zeugnis für 
die Achtung, die die Welt vor der Kraft dieses 
Staates hatte, daß seine Vernichtung das einzige 
war, worin sid1 die ehemaligen Alliierten einig 
waren. Es bleibt eine Hoffnung, daß Preußen in 
seinem ursprünglichen, ordenszeitlichen Umfang 
als Teil eines Größeren wiedererstehen möge. 
Nach der Austreibung der Ostdeutschen hat West­
deutschland die Aufgaben deutscher Ostpolitik 
übernommen. In einem viel stärkerem Ausmaße, 
als es jemals in der deutschen Geschichte der Falt 
gewesen ist. 

Der Osten, einst das Land deutscher Hoffnung: 
und deutscher Arbeit, ist zerschlagen. Er ist ztt 
einem Vorfeld Asiens geworden. Der Eiserne 
Vorhang, der ihn von Europa trennt, verläuft 
fast auf derselben Linie, die z. Zt. Karls des 
Großen das christliche Abendland vom heidnischen 
Osten schied. Die Deutschen haben den Menschen 
des Ostens einst die Freiheit gebracht, Asien hat 
sie wieder in die Unfreiheit zurüd<geworfen und 
ein Schweigen über sie gebreitet, das durch den 
Lärm der Propaganda nur noch eindrud<svoller 
wird. 

Unser alter Erdteil wehrt sich dagegen, eio 
Anhängsel Asiens zu werden, aber er kann dieser 
Gefahr nur Herr werden, wenn er auf den Osten 
nicht verzicl1tet. Olme den Osten ist Europa eio 
verstümmelter Körper. Nur mit ihm kann es leben. 
Und nur dann, wenn das deutsche Volk den An­
teil am Osten zuriid<gewinnt, den es sich durch 
Arbeit und Leistung verdient hat." nd. 

WoUAamp= J<kidunq 
FLUGBLÄTTER 

RUNDSCHREIBEN 
WERBEFÄHNCHEN 

KANDIDATENBRIEFE 

stets gut und preiswert 

vom Fachgeschäft 
für den Herren immer aktuell die 

Sport-Kombination 
Aus unserer grdßen Auswahl einige Beispiele: 

Sport-Sakko 
gute Qualität, 
solide Verarbeitung 39 ,50, 34,50, 

modische Farben, 
reine Wolle 

Sport-Sakko 

59,50, 49,50, 

Kombi-Hose 

besonders preisgünstig 24,75, 17,75, 

Kombi-Hose 

29,75 om 
39,50 om 
12,15 om 

in vielen Farben, 
reine Wolle 39,50, 34,50, 29,75 om 

Qualität so preiswert bei 

Wollkamp 
Haus der Bekleidung und Wäsche 

HA N N 0 VER, Schillerstraße 23a 

WUNSTORF, Südstraße 14 

Zahlungserleichterung durch Eii:ieufinanzierung und alle Kredit­
institute 

Deine Anzeige in den „Niederdeutschen 
Stimmen'' hat grofien Erfolg! 

in ein- und mehrfarbiger Ausführung auch in Großauflagen. 

Schnell und zuverlässig! 

G r e n z 1 a n d - D r u c k e r e i R o c k & C o. 
Groß-Denkte/Wolfenbüttel Fernruf 3336 

Hannover - Nur Lange Laube 14 
(früher Artilleriestraße) 

Magen- u. Darmkranke wundern sich 
Lan1ijährige Magenkranke erklären: 
Nach Einnahme von Lakritz· Weltmar­
Magentabletten habe ich keine 
Schmerzen mehr. Meinen Magen 
spüre ich überhaupt nicht und fühle 
mich wie „neu geboren" . 

In 52 Ländern der Erde haben sich 
Lakritz-Weltmar-Magentabletten er­
folgreich durchgesetzt. Das Präparat 
JSt nur in der Apotheke erhä l tlich . 

. Biochema-Bochum 
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Wirtscha1tsBon1erenz im Zonenrandgebiet 
Konferenzen, die sich mit der Notlage der Zonenrandgebiete befassen, sind na­

turbedingt zu einem Bestandteil des Wirtschaftslebens im Randstreifen geworden. 
Sie haben im Laufe der Jahre ihren eigenen Stil entwidrnlt. Man könnte auch von 
einem Clichee sprechen; denn für gewöhnlich laufen die Besprechungen so ab, 

~ 

daß einem Vertreter aus Bonn - meist handelt es sich um Bundestagsabgeordnete, 
die je nach ihrer Parteizugehörigkeit mit v~rschiedenen Temperamenten gesehen 
werden -, von den einheimischen Wirtschaftskreisen zugesetzt wird, der Bund 
tue dem Zonenrandgebiet gegenüber nicht in dem ' erforderlichen Maße seine 
Pflicht. 

Wir wollen uns nicht mit einem ausge­
dehnten Vorwort aufhalten und gar einen 
Gegenstand machen, das den Dingen nicht 
im geringsten nützt wie auch der lauteste 
Rufer nach der Wiedervereinigung nicht der 
tüchtigste Arbeiter für diese Frage ist. Aber 
wir haben jetzt so viele Konferenzen dieser 
Art hinter uns, daß wir uns für befugt hal­
ten, ein Wort zu der ernsten Frage der Not· 
lage der Zonenrandgebiete zu sagen. Wir be­
zweifeln nicht im geringsten, daß die Ein­
berufer einer derartigen Wirtschaftskonfe­
renz wie zu Anfang dieses Monats in der 
„Roten Warte" in Duderstadt den stärksten 
Willen haben, etwas Entscheidendes für ein 
notleidendes Zonenrandstück wie den Bereich 
des Arbeitsamtes Northeim zu tun. 

Man muß die Dinge klipp und klar beim 
Namen nennen. Wenn, was vielleicht im Zo­
nenrandgebiet viel zu wenig bekannt ist, der 
sozialdemokratische Finanzminister Kubel 
erklärt, die Zonenrandhilfe sei Sache des 
Bundes, wenn er das Frachtenhilfsprogramm 
unter diesem Gesichtspunkte einfach unbeach­
tet drei Viertel Jahr liegen ließ, wenn er nur 
auf Drängen des Landtags wieder vier Milli­
onen für die Zonenrandgeebiete in den nie­
dersächsischen Landeshaushalt einstellt -
nach seinem Ansatz sollte es nur 1,1 Milli­
onen werden, nach Abzug der Frachtenhilfe 
also nur 100 000 Mark - dann braucht man 
sich nicht zu wundern, wenn man am an­
deren Tage in der SPD-Presse liest, Bonn 
helfe den Zonengrenzkreisen viel zu wenig, 
wenn man irreführend von „Bemühungen" 
der niedersächsischen Landesregierung in der 

U~berschrift liest und wenn man dann erst 
nebenher erfährt, daß „die niedersächsische 
Landesregierung vori jeher alle diese Hilfs­
maßnahmen von der Bundesregierung immer 

Ans Unglaubliche grenzende Erfolge 
mit „ R h e u m e d 1 a 1 "• 

Wieder in Form 1 Das schreiben uns täglich 
Menschen, die an schwerem Gelenk- und 
Muskelrheuma, an Gicht, Ischias, Arthritis 
und Hexenschuß litten. 
Machen Sie einen Versuch mit „Rheumedial" 
30 ccm Tropfen - Flasche DM 4.50. Ober 
jede Apoiheke zu beziehen. 

BIOCHEMA-BOCHUM 

wieder mit allem Nachdruck verlangt" habe, 
wenn ein Bundestagsabgeordneter der Regie­
rungskoalition darlegt, daß die Hilfe für 
Schleswig-Holstein ausgeklammert sei, so daß 
in Wirklichkeit derselbe Betrag im Bundes­
haushalt für die Zonenrandhilfe zur V erfü­
gung stehe wie im vergangenen Jahr und 
diese Erklärung geflissentlich unterschlagen 
wird, dann ist der Sache in keiner Weise ge­
dient. Auch die Bemerkung des Vorsitzenden 
des Verwaltungsausschusses des Arbeitsamtes 
Northeim, die Bundesregierung habe „offen­
bar kein Interesse daran, die schwierige 
Lage im Zonengrenzgebiet zu beseitigen", 
ist ein geradezu ungeheuerlicher, durch nichts 
zu beweisender Vorwurf, der an Demagogie 
grenzt. 

Wir suchen Anbau-Aufträge für 

• 

Wir haben uns vor kurzem anhand einer 
Wirtschaftsbesprechung in Braunlage, an der 
Bundestagsabgeordnete Frau Dr.Brökelschen, 
die aufgrund ihrer eingehenden Sachkennt­
nisse die Konferenz in dem schlichten und 
würdigen Rahmen über die Runden brachte, 
die dem Gegenstande und der Notlage des 
Zonenrandgebiets eignet. einige grundsätz­
liche Ausführungen über Zonenrandhilfe ge­
macht. Dabei haben wir uns zu der Forde­
rung nach Senkung der Umsatzsteuer ge­
äußert, die auch in Duderstadt wieder er­
hoben wurde. Eine derartige For'derung -
sie soll sich auf einen nach Kilometer be­
rechneten Streifen beziehen - ist nicht zu 
verwirklichen, wenn man nicht ein künst­
liches Umsatzsteuer-Zonenrandgebiet neu 
schaffen will. Der 41 Kilometer von der Zo­
nengrenze wohnende Gewerbetreibende wür­
de bald seine Kundschaft an den 39 Kilo­
meter von der Grenze entfernt wohnenden 
Gewerbetreibenden abtreten müssen, wenn 
eine solche Forderung sich durchsetzen würde. 
Dieses krasse Beispiel mag eine Umsatzsteu­
ersenkung am Eisernen Vorhang beleuchten. 

Forderun11;en allgemeiner Art, wie sie wie­
der erhoben wurden, sind nicht, das müßte 
längst Allgemeingut der gesamten Wirtschaft 
des Zonenrandgebietes geworden sein, so all­
gemein durchzuführen, wie sie immer wieder 
aufgestellt werden. Die Wirtschaft aus diesem 
Gebiet selbst hat sich längst zu dieser Er­
kenntnis durchgerungen und vertraut sich 
mit ihren individuellen Sorgen dem „Harz­
büro in Bonn" an. Das ist der Weg, der besser 
zum Ziel als der Gang in eine Wirtschafts­
konferen:l, die sich in parteipolitische Agita­
tion auflöst. Der eigentlichen Notla~e ist im 
Zonenrandgebiet damit nicht gedient. 

Die Apostel 
Als Geschenk für alle Anlässe besonders zur 

Erstkommunion und Konfirmation eignet sich die­
ses in sehr schöner Aufmachung mit 12 Bildtafeln 
in mehrfarbigem Kupfertiefdruck im Verlag 
Erwin Burda, Freiburg im Breisgau, er mienenes 
Buch. (Ganzleinen 12,80 DM.) 

abzuschließen. 

Saat: 

Für die CDU kandidiert: 
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Landrat Hinricbs 
Landrat Hin r i c h s in Reddereitz im 

Landkreis Lüchow-Dannenberg _ist einer 
der bekanntesten Persönlichkeiten dieses 
Zonengrenzkreises. 1916 aus dem ersten 
Weltkrieg mit einer schweren Gasvergif­
tung heimgekehrt, übernahm er als Land­
wirt den väterlichen Hof. Die Zahl seiner 

Ehrenämter würde eine ganze Seite extra 
füllen. Seit vier Jahren ist Bauer Hinrichs 
für die CDU Landrat des Kreises Lüchow­
Dannenberg. Da sein Kreis für die W ahi 
geteilt ist, kandidiert er im Wahlkreis 
Bevensen, in dem auch sein Wohnsitz ist, 
während im Wahlkrs. Dannenberg Rechts­
anwalt Hensel kandidiert. 

Malzfabrik Vienenburg G. m. b. H. 
Vienenburg/ Harz 
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Wahlkamplmelhaden der.SPD den achten Teil gegeben, den ganz ent­
scheidenden Anteil der Bund. Die echten 
Zahlen sind der SPD nämlich sehr un„ 
angenehm; denn mit ihnen wird erwiesen, 
daß die SPD sich mit fremden Federn 
schmückt, die ihr nun einzeln in diesem 
Wahlkampf ausgerissen werden. 

Zuerst Ruf nach Fairneß, hinterher folgen verschleierte und falsche Zahlen 

Kaum eine SPD-Versammlung vergeht, 
die nicht mit einem -'\ufruf an die an­
deren Parteien - gemeint ist vor allem 
die CDU, die der SPD den unangenehmen 
Spiegel ihrer Taten vorhält - zur fairen 
Führung des Landtagswahlkampfes einge­
leitet würde. Wir haben hier zunächst 
den Braunschweiger Raum im Auge mit 
seinen mehrfachen Beispielen, daß die 
SPD diesen Appell selbst entwertete. Es 
wurde in solchen SPD-Versammlungen ein 
V erdrehungsspiel mit Zahlen praktiziert. 
das nicht an die Echtheit der berufenen 
Fairneß glauben ließ. Die Scheu vor der 
echten Zahl trat zutage in einem Maße, 
das nach den Gründen für diese Scheu 
fragen läßt. 

Das Land Braunschweig war seit Jahr­
zehnten eine rote Domäne. Schon bei den 
Reichstagswahlen von 1893 bis 1912 fin­
den wir SPD-Stimmenanteile zwischen 
40,1 und 48,6 v. H. der abgegebenen gülti­
gen Stimmen. Die SPD schreckte vor drei 
Jahren auf, als ihr bei der Bundestags­
Nachwahl zum ersten Mal der Harz­
W ahlkreis entrissen wurde. Gleich erhob 
sich ein W ehegeschrei der SPD über 
einen „demagogisch geführten" Wahlkampf. 
In der Stadt Braunschweig wurde zur 
Kommunalwahl 1952 schon mit dem Mit-i 
tel gearbeitet, das auch in dem gegen­
wärtigen Wahlkampf wieder seine Zug­
kraft bewähren soll: Es wurde in der 
Braunschweiger Stadtverwaltung „mit viel 
Aufwand an Zeit und Geld" (aus .den 
Mitteln der Steuerzahler) eine Denkschrift 
hergestellt, die nicht weniger als 83 Bei­
spiele anführte, daß alles nur durch die 
SPD geleistet worden sei, was an Wieder­
aufbau festzustellen ist. Die Verteilung 
nur unter Genossen zog zwar nicht, alfor 
die SPD vertraut darauf, daß im Land­
tagswahlkampf 1955 das. Mit-fremden­
Federn-Schmücken sich bezahlt machen 
werde. 

Erst recht haben die Bundestagswahlen 
1953 der SPD deutlich gezeigt, daß ihre 

Politik nicht den erhofften Beifall findet. 
Die CDU errang im Verwaltungsbezirk 
Braunschweig mit 40 v. H. der Stimmen 
das ,Vertrauen der Wähler, der erst mit 
dem . Abstand von 33 v. H. die SPD, bei 
der Landtagswahl 1951 noch Gewinner mit 
40 . v. H. der Stimmen folgte. 

Es kommen Tatsachen hinzu, die der SPD den 
Wahlkampf im Braunschweiger Raum 

-recht sauer machen: Zwei der markante-
sten Fälle aus dem NTG-Skandal, der im 
augenblicklichen Zeitpunkt die niedersäch-
1sische Bevölkerung 1,in Spannung hält, 
spielen gerade in .den braunschweigischen 
Raum hinein. Der Erlit-Skandal, der bei 
einem Gesamtumsatz des famosen Unter­
nehmens von 90 000 Mark rund 300 000 
Mark Steuergelder in ein Nichts ver­
schwinden ließ, hat sich gerade in Braun­
schweig zugetragen, das heißt: er findet 
gerade in diesem Raum ein Interesse, das 
der SPD _alles andere als lieb ist. 

Zum Leidwesen der Landesregierung 
zieht auch der hannoversche Polizei-Skan­
dal vom Braunschweiger Gebiet her noch 
eine unerwartete Blase. In einer Funktio­
närsversammlung der Fachabteilung Polizei 
in der Gewerkschaft Oeffentliche Dienste 
in Hannover hat sich der Gewerkschafts­
sekretär Bernd über den Goslarer Haupt­
kommissar Geilke beschwert, er habe ihn, 
Bernd, ,auf einer Tagung der Gewerk­
schaft der Polizei (die mit dem DGB 
nichts zu tun hat), nicht zu Wort kom­
men lassen. Der Fall fand eine verblüffen­
de Erklärung: Die Goslarer Polizeibeamten 
des gesamten Goslarer Abschnitts hatten 
bei einer Dienstbesprechung nicht die ge­
ringste Lust gezeigt, den Gewerkschafts­
sekretär Bernd anzuhören, sondern waren 
zu einem anderen Vortrag ,gegangen. 

Wir wissen, daß der: hannoversche Po­
lizei-Skandal bei den Beamten des Gos­
larer Abschnitts helle Empörung ausgelöst 
hat. Die Gewerkschaft Oeffentliche Dien­
ste braucht sich nicht sonderlich darüber 
aufzuregen, daß die Beamten in Goslar 
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Salzgitter-Bad, Schützenplatz 18 
Wolfenbüttel, Kommißstraße 3/4 
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Osterode, Bahnhofstraße 1 
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und im Harzer Vorland ihr die kalte 
Schulter zeigen. Der Fall ist für die 
Landesregierung um so blamabler, als 
noch die Erregung in Goslar darübeir 
nicht abgeklungen ist, daß z. B. ein hoher 
Polizeibeamter in Braunschweig, unge­
schoren vom Beyerausschuß, sitzt, der nur 
auf Grund seines SPD-Parteibuches eine 
fabelhafte Karriere gemacht hat; 1945 im 
Mai noch Wachtmeister war, schon zwei 
Monate später als Oberleutnant der Poli­
zei deutsche Wagen beschlagnahmte und 
dann nach Braunschweig ,in höhere Po­
sitionen verschwand 

Man versteht also, daß der Braun­
schW'eiger Raum der SPD Sorge macht. 
Sie schickt darum ihre guten Pferde in 
die Wahlversammlungen dieses Gebietes, 
um für die SPD-Landesregierung um gut 
.w etter rzu bitten. Zuerst kamen die 
Splitterparteiehen, ermutigt durch die von 
der SPD/EHE-Koalition verweigerte Sperr­
klausel, in der Erwartung, eine im Zauber 
der Landschaft versponnene Bevölkerung 
vorzufinden. Sie stießen in ihren Dutzend­
.Männer-Versammlungen auf so viele Geg­
ner, daß sie bis jetzt ihre weiteren Ver­
suche, von dem SPD-Wahlgesetz zu pro­
fitieren, aufgegeben haben. 

Dann kam Maria Meyer-Sevenich, süffi­
sant die Versammlung der 70 anlächelnd 
und ihren Freund Kubel anpreisend. „Ganz 
entscheidend" habe er den sozialen Woh­
nungsbau gefördert. Das Lächeln verging 
ihr aber, als sie nach dem Anteil des 
Bundes am niedersächsischen Wohnungs­
bau gefragt wurde. Der Fragesteller wur­
de bis zum Ende der Versammlung ver­
tröstet. Dann sprach sie wie die weise 
Pythia auf dem delphischen Schwefel-! 
kessel: „Ein Drittel hat davon der Bund 
gegeben". Wovon, das behielt sie im Ge­
hege ihrer Zähne. Das Drittel war aber 
schon eine unverfrorene Unwahrheit~ 
denn von 800 Millionen in den Jahren 
1949 bis 1953 hat Niedersachsen gerade 

So denkt sich ~ie SPD den ~ ahlkampf. 
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